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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Gewährung von Kindergeld für zweite Kinder 
und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz — KGKG) 

— Drucksache 2648 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ruf 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf sieht die Gewährung von Kin- 
dergeld für zweite Kinder, die Finanzierung dieses 
Zweitkindergeldes aus öffentlichen Haushaltsimitteln 
des Bundes und die Errichtung einer Kindergeld- 
kasse in Anlehnung an die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Bundesanstalt) als Träger der Zweitkindergeldzah- 
lung vor. Er ist vom Deutschen Bundestag in Erster 
Lesung am 19. April 1961 an den Ausschuß für So- 
zialpolitik als federführenden Ausschuß und an den 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
zung am 27. April 1961 als Sachverständige Ver- 
treter der Bundesanstalt, der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Familienorganisationen und des Gesanit- 
verbandes der Familienausgleichskassen gehört — 
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgelber- 
verbände, der Deutsche Gewerkschaftsbund und die 
Deutsche Angestelltengewerkschaft haben sich 
schriftlich geäußert — und hat dann in sechs wei- 
teren Sitzungen den Entwurf in erster und zweiter 
Lesung beraten. Der Haushaltsausschuß und der 
Ausschuß für Arbeit haben zu den sie betreffenden 
Fragen Stellung genommen. 

über die Einführung eines Kindergeldes für zweite 
Kinder und die Finanzierung des Zweitkindergeldes 
aus öffentlichen Haushaltsmitteln des Bundes be- 
stand Übereinstimmung im Ausschuß. Allerdings 
wurde von lallen Fraktion bedauert, daß auch das 
vorliegende Gesetz nicht die seit langem von allen 


Seiten geforderte Vereinheitlichung und Verein- 
fachung der Kindergeldgesetzgebung bringen wird. 
Die Mehrheit des Ausschusses stimmt mit der Bun- 
desregierung darin überein, daß die Kindergeld- 
kasse nach einer kurzen Übergangsperiode die Auf- 
gabe übernehmen müsse, das Kindergeld auch für 
die dritten und weiteren Kinder zu gewähren. Sie 
war aber der Auffassung, daß die hiermit zusam- 
menhängenden Fragen einer eingehenden Prüfung 
bedürfen und daß die in dieser Wahlperiode noch 
zur Verfügung stehende Zeit nicht mehr ausreicht. 

Der Ausschuß hat eingehend die Frage erörtert, 
ob es gerechtfertigt sei, die Gewährung von Zweit- 
kindergeld nur für diejenigen Personen vorzusehen, 
deren Einkommen eine bestimmte Höhe nicht über- 
steigt. Die Mehrheit teilt die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß diese Frage im Zusammenhang 
mit den im Einkommensteuerrecht für zweite Kinder 
vorgesehenen Freibeträgen betrachtet werden muß. 
Diese Freibeträge wirken sich aber bei Familien 
mit niedrigem Einkommen nicht oder nur ungenü- 
gend aus; daher hält es die Mehrheit des Aus- 
schusses für ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit, 
diesen Familien einen Ausgleich hierfür zu ge- 
währen. Der Ausschuß hat sich eingehend mit den 
von einer Minderheit gegen die Einkommensgrenze 
vorgebrachten Bedenken befaßt. Insbesondere ist 
behauptet worden, daß die ausschließliche Gewäh- 
rung von Zweitkindergeld an Familien mit verhält- 
nismäßig niedrigem Einkommen als diskriminierend 
betrachtet werde und daß die mit der Durchführung 
des Gesetzes verbundene Prüfung der Einkommens- 
verhältnisse mit dem Schutz des Steuergeheimnisses 
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schwer zu vereinbaren sei. Die Vorschriften des 
Gesetzes über die Berechnung und den Nachweis 
des Jahreseinkommens gewährleisteten auch keine 
gleichmäßige Behandlung von Arbeitnehmern und 
Selbständigen und würden bei ihrer Anwendung 
die Dienststellen der Bundesanstalt vor beträcht- 
liche Schwierigkeiten stellen. Die Mehrheit des Aus- 
schusses war nicht der Auffassung, daß die vor- 
gesehene Einkommensgrenze diskriminierend sei, 
da auch andere Sozialgesetze die Gewährung von 
Leistungen nur für wirtschaftlich schwache Personen 
vorsehen und Einkommensgrenzen kennen. 

Nach den Ausführungen von Vertretern der Bun- 
desregierung bestehen gegen die Nachprüfung der 
Einkommensverhältnisse im Hinblick auf das Steuer- 
geheimnis keine verfassungsrechtlichen Bedenken, 
da dies nicht durch das Grundgesetz geschützt ist. 
Die Mehrheit des Ausschusses hat sich bei ihrer 
Stellungnahme auch davon leiten lassen, daß die 
für die Gewährung von Zweitkindergeld zur Ver- 
fügung stehenden Mittel möglichst rasch denjenigen 
zugute kommen sollen, die dieser Hilfe wegen der 
Höhe ihres Einkommens am meisten bedürfen. Aus 
diesem Grunde war sie auch bereit, die aus der 
Einkommensgrenze entstehenden zusätzlichen Ver- 
waltungsschwierigkeiten in Kauf zu nehmen. 

Der Ausschuß hat ferner geprüft, oh eine bei der 
Bundesanstalt zu errichtende Kindergeldkasse der 
geeignete Träger für die Gewährung des Zweit- 
kindergeldes 'sei. 

Da das Kindergeld für dritte und weitere Kinder 
zunächst noch durch die derzeitigen Träger der Kin- 
dergeldzahlung, also in erster Linie durch die Fa- 
milienausgleichskassen, gewährt werden soll, lag 
die Frage nahe, ob diesen nicht auch die Zahlung 
des Zweitkindergeldes übertragen werden sollte. 
Entsprechende Anträge sind von den Fraktionen 
der SPD und FDP im Ausschuß gestellt worden. 
Aus der Stellungnahme des Gesamtverbandes der 
Familienausgleichskassen ergab sich aber, daß die 
Familienausgleichskassen für die Gewährung des 
Zweitkindergeldes sich nicht für geeignet halten. 
Die von den Familienausgleichskassen hierfür an- 
gegebenen Gründe waren für die Mehrheit des 
Ausschusses überzeugend, zumal die Familien- 
ausgleichskassen bisher stets die ihnen zugewiese- 
nen Aufgaben bereitwillig übernommen und in an- 
zuerkennender Weise bewältigt haben. Die vor- 
bezeichneten Anträge der Fraktionen der SPD und 
FDP, die öffentlichen Mittel für eine Übergangs- 
regelung den Familienausgleichskassen zur Aus- 
zahlung des Zweitkindergeldes zu überweisen, wur- 
den von der Mehrheit deswegen abgelehnt, weil 
heute schon sichtbar werden soll, wie eine künftige 
Regelung gedacht ist. 

Im Ausschuß ist unter Hinweis auf die Vorlage 
der Fraktion der FDP eines Kindergeld-Neurege- 
lungsgesetzes — Drucksache 799 — gefordert wor- 
den, die Auszahlung des Zweitkindergeldes den 
Finanzämtern zu übertragen. Wie der Vertreter 
des BMAuS ausführte, ist jedoch eine in die- 
sem Ministerium vorbereitete Finanzamtslösung 
im vergangenen Jahr auf den einhelligen Wider- 
stand der Länderfinanzminister gestoßen. Dem 


Ausschuß ist weiter bekannt, daß auch früher 
schon die Länderfinanzminister zu einer der- 
artigen Regelung ein klares „Nein'" gesagt haben. 
Die Mehrheit des Ausschusses war deshalb der 
Überzeugung, daß der Bundesrat sich über die 
ablehnende Stellungnahme der Länderfinanzminister 
nicht hinwegsetzen werde. Unter Würdigung dieser 
Umstände erwies sich die Bundesanstalt als der 
gegebene Träger. Bei den Dienststellen der Bundes- 
anstalt liegen wegen der erreichten Vollbeschäfti- 
gung 'die personellen und raummäßigen Voraus- 
setzungen für die Übernahme der Kindergeldzah- 
lung vor. Das Personal der Bundesanstalt, das bis- 
her schon Kindergeld an Arbeitslose nach dem 
Kindergeldanpassungsgesetz und Familienzuschläge 
nach dem Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung gewährt hat, ist mit den 
einschlägigen Fragen zum Teil bereits vertraut. Die 
mit 'dem Zweitkindergeld verbundene Verwaltungs- 
arbeit läßt sich an die besonderen Gegebenheiten 
bei den Arbeitsämtern anpassen. Insbesondere kann 
die jährliche Überprüfung der Anspruchsvorausset- 
zungen weitgehend in die Sommermonate verlegt 
werden, in denen der Arbeitsanfall auf dem Gebiet 
ider Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenhilfe 
erfahrungsgemäß geringer als in den Wintermona- 
ten ist. 

Entsprechend 'der Anregung des Bundesrates hat 
der Ausschuß geprüft, ob unter Verzicht auf die 
Errichtung einer selbständigen Kindergeldkasse die 
Zweitkindergeldzahlung der Bundesanstalt als Auf- 
tragsangelegenheit übertragen werden solle. Der 
Ausschuß hat sich aber mit Mehrheit der Auffas- 
sung 'der Bundesregierung angeschlossen, idaß die 
familienpolitische Bedeutung des Gesetzes und die 
vorgesehene Einbeziehung der Selbstänidigen (»die 
nicht zu dem von der Bundesanstalt betreuten Per- 
sonenkreis gehören) gegen die unmittelbare Über- 
tragung seiner Durchführung auf die Bundesanstalt 
spricht und die Errichtung einer selbständigen An- 
stalt rechtfertigt, obwohl der Spielraum für die Ent- 
scheidungen der Selbstverwaltung im Kindergeld- 
recht nur begrenzt ist. Die vorgesehene Regelung 
berücksichtigt insbesondere die bevorstehende Neu- 
ordnung ides Kindergeldrechts. Außerdem soll in ihr 
auch äußerlich zum Ausdruck kommen, daß die Ge- 
währung von Kindergeld eine selbständige, von den 
'sonstigen Aufgaben der Bundesanstalt getrennte 
Aufgabe ist; daher soll das Gesetz vorsehen, daß 
die Dienststellen der Bundesanstalt in Kindergeld- 
angelegenheiten die Bezeichnung Außenstelle bzw. 
Landes stelle und Hauptstelle der K Inder geldkas'se 
führen. 

11. Die Vorschriften im einzelnen 

Zum Ersten Abschnitt 

Zu § 1 (Anspruchsvoraussetzungen) 

Die Mehrheit des Ausschusses hält eine Herauf- 
setzung auf 7200 DM jährlich, das sind 600 DM 
monatlich, für notwendig, da das Steueränderungs- 
gesetz 1961 kürzlich den Freibetrag für das erste 
Kind von 900 auf 1200 DM heraufgesetzt hat und 
sich dadurch der Freibetrag für das zweite Kind erst 
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bei einem entsprechend höheren Einkommen aus- 
mrkt. Diese Erhöhung ermöglicht auch, das in der 
Regierungsvoirlage vorgesehene Ausgleicbskinder- 
geld fallenzulassen, was aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung erwünscht erscheint. Der von 
den Fraktionen der SPD und FDP vertretenen Auf- 
fassung, Zweitkindergeld für alle zweiten Kinder 
oder für alle zweiten Kinder in Drei- und Mehr- 
kinderfamilien vorzusehen, konnte sich der Aus- 
schuß aus den lim Allgemeinen Teil des Berichts an- 
gegebenen Gründen nicht anschließen. 

Zu § 2 (Jahreseinkommen, Berechnungsjahr) 

Die in der Vorschrift enthaltenen Bestimmungen 
zur Berechnung des nach § 1 maßgebenden Jahres- 
einkommens sind unumgänglich, nachdem der Aus- 
schuß beschlossen hat, daß Zweitkindergeld nur 
Personen gewährt werden soll, deren Einkommen 
eine bestimmte Höhe nicht überschreitet. Diie Vor- 
schrift lehnt sich hierbei soweit wie möglich an die 
Bestimmungen des Binkommensteuerrechts an. Im 
Ausschuß ist bezweifelt worden, ob der steuerliche 
Einkommensbegriff geeignet ist, bei der Gewährung 
von Sozialleistungen verwendet zu werden. Die Mehr- 
heit des Ausschusses hat sich jedoch der Auffassung 
des als Sachverständigen gehörten Vertreters der 
Bundesanstalt angeschlossen, daß aus verwaltungs- 
technischen Gründen die Prüfung der Einkommens- 
verhältnisse in enger Anlehnung an das Steuerrecht 
notwendig ist. In Kauf genommen werden muß bei 
der Anlehnung an das Steuerrecht, daß die Berech- 
nungsjahre für Arbeitnehmer und Selbständige aus- 
einanderfallen können. Um dieses Auseinander- 
klaffen nach Möglichkeit einzuschränken, hat der 
Entwurf die Streichung der in Absatz 4 Satz 3 ent- 
haltenen Stichtagsregelung beschlossen. 

Absatz 5 der Regierungsvorlage sieht eine Sonder- 
regelung für Arbeitnehmer vor, die im letzten oder 
vorletzten Kalenderjahr außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes erwerbstätig waren oder ohne 
Erwerbstätigkeit ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
hatten. Der Ausschuß schlägt vor, eine Sonderrege- 
lung sowohl für Arbeitnehmer wie auch für Personen 
vorzusehen, die nicht als Arbeitnehmer erwerbstätig 
sind, die Sonderregelung aber auf Personen zu be- 
schränken, bei denen die eingangs genannten Vor- 
aussetzungen länger als 6 Monate Vorgelegen haben. 
Biei Personen, die sich dm Berechnungsjahr wenig- 
stens 6 Monate im Inland aufgehalten haben, bietet 
das gegebenenfalls im Inland erzielte Einkommen 
eine genügende Unterlage, um die Einkommensvor- 
ausisetzungen für den Anspruch auf Zweitkindergeld 
prüfen zu können. Die Neufassung des Satzes 2 trägt 
der Erwägung Rechnung, daß aus dem Ausland kom- 
mende Arbeitnehmer sich in der Regel zunächst eiin- 
arbeiten müssen und deshalb im ersten Lohnabrech- 
nungszeitraum meist noch nicht die Höhe ihres 
später durchschnittlich erzielten Arbeitsentgelts er- 
reichen. Abweichend von der Regierungsvorlage soll 
deshalb bei der Berechnung des Jahresednkommens 
von dem vollen Arbeitsentgelt, das der Arbeit- 
nehmer während der ersten mindestens 20 Tage mit 
Anspruch auf Arbeitsentgelt umfassenden Lohn- 
ab rechnungszieiträume innerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Gesetzes erzielt hat, ausgegangen werden. 


Berücksiichtigt man, daß bei Arbeitnehmern, auf die 
die Vorschrift Anwendung findet, nicht wie sonst 
vom Arbeitslohn eines vergangenen, sondern von 
dem des laufenden Kalenderjahres mit einem in der 
Regel höheren Lohnniveau ausgegangen wird, so 
dürfte trotz der im allgemeinen niedrigeren An- 
fangslöhne eine weitgehende Gleichbehandlung in- 
ländischer und ausländischer Arbeitnehmer erreicht 
sein. Im übrigen ‘ist die Regelung in Satz 2 an § 90 
AVAVG angelehnt worden. Die Änderung in Satz 3 
trägt der Stellungnahme des Bundesrates Rechnung. 
Da der Ausschuß in Satz 4 auch eine Regelung für 
Personen vorsieht, die nicht als Arbeitnehmer er- 
werbstätig sind, kann nach seiner Auffassung die in 
der Regierungsvorlage enthaltene Ermächtigung zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung zur Erfassung der im 
letzten Kalenderjahr bezogenen inländischen und 
ausländischen Einkünfte, die nicht Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit sind, gestrichen werden. 

Der Ausschuß hat die Streichung des Absatzes 6 
beschlossen. Da die Vorschrift nur für einen ver- 
schwindend kleinen Personenkreis Bedeutung er- 
langen könnte und nicht miteinander verheiratete 
Personen schon dadurch schlechter als Eheleute 
gestellt sind, daß sie nicht in den Genuß der im 
Einkommensteuerrecht für Eheleute vorgesehenen 
Steuervergünstigungen kommen, bestehen nach Auf- 
fassung des Ausschusses gegen die Streichung auch 
im Hinblick auf den Grundsatz des Schutzes von Ehe 
und Familie (Artikel 6 des Grundgesetzes) keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Zu § 3 (Ausnahmen) 

Zu den §§ 3 und 4 hatte der Bundesrat vor- 
geschlagen, für Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes, die nicht die vollen gesetzlichen oder tariflichen 
Kinderzuschläge erhalten, die Gewährung von Zweit- 
kindergeld insoweit vorzusehen, als die Kinder- 
zuschläge die Höhe des Zweitkindergeldes nicht er- 
reichen. Die vorgeschlagenen Änderungen stehen 
jedoch mit dem Grundsatz des Ausschlusses des 
öffentlichen Dienstes aus der Kindergeldgesetz- 
gebung in Widerspruch und würden wegen der mit 
ihnen verbundenen Gewährung eines Teilkinder- 
geldes nach Auffassung des Sachverständigen der 
Bundesanstalt eine nicht vertretbare Vermehrung 
der Verwaltungsarbeit der Kindergeldkasse zur 
Folge haben. Der Ausschuß hat sich deshalb dafür 
ausgesprochen, grundsätzlich an der in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehenen Regelung festzuhalten. 
Zur Vermeidung einer Mehrbelastung der Arbeit- 
geber des öffentlichen Dienstes durch die in § 4 
Abs. 1 und 2 vorgesehenen Ersatzleistungen hat er 
jedoch beschlossen, in § 4 Abs, 4 eine Erstattung 
dieser Mehraufwendungen durch die Kindergeld- 
kasse zu Lasten des Bundes vorzusehen. 

Die Änderung zu Absatz 1 Nr. 3 gleicht die Vor- 
schrift dem § 3 Absatz 2 Nr. 3 des Kindergeldgeset- 
zes an. Die Neufassung des Absatzes 3 stellt eine 
Anpassung an den Ausschlußkatalog des Kinder- 
geldgesetzes dar. Ein Antrag zu dieser Vorschrift 
zielte darauf ab, die Gewährung vonZweitkindergeld 
auch für Kinder von Empfängern von Kinderzuschüs- 
sen aus den gesetzlichen Rentenversicherungen und 
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Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung vdrzusehen. Der Antrag wurde von der Mehr- 
heit des Ausschusses abgelehnt, da er mit dem im 
Kindergeldrecht geltenden Grundsatz der Vermei- 
dung von Doppelleistungen nicht zu vereinbaren ist. 

Der Ausschuß hat die entsprechende Anwendung 
des § 2 Abs. 3 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
ausgeschlossen, da die Vorschrift, die ein Eindringen 
in die Einkommensverhältnisse einer im Ausland 
lebenden Person erfordert, praktisch nicht durch- 
führbar erscheint. Der mit der entsprechenden An- 
wendung der Vorschrift verfolgte Zweck, ganz oder 
überwiegend im Ausland erwerbstätige Personen 
von dem Bezug von Zweitkindergeld auszuschließen, 
wird durch Absatz 5 erreicht. Der Ausschuß war 
einstimmig der Auffassung, daß die Vorschrift keine 
Anwendung auf Personen findet, die von ihrer in- 
ländischen Betriebsstätte zu vorübergehender Arbeit 
ins Ausland entsandt werden (Ausstrahlungsprinzip). 

Nach Absatz 4 ist der Anspruch auf Zweitkinder- 
geld für ein Kind ausgeschlossen, für das eine andere 
Person Anspruch auf Kindergeld nach der bereits 
geltenden Kindergeldgesetzgebung hat; die Vor- 
schrift findet etwa dann Anwendung, wenn bei ge- 
trennt lebenden Ehepaaren der eine Ehegatte außer 
den gemeinsamen Kindern noch weitere Kinder 
besitzt. 

Absatz 6 stellt sicher, daß eine nach den Rang- 
folgevorschriften des Kindergeldrechts vom Bezug 
von Zweitkindergeld ausgeschlossene Person nicht 
deshalb Zweitkindergeld erhält, weil eine andere 
Person wegen der Höhe ihres Einkommens oder 
wegen ihrer Erwerbstätigkeit im Ausland die 
Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt. 

Zu § 4 (Ersatzleistungen im Öffentlichen Dienst) 

Absatz 3 dient der Klarstellung. Wegen Absatz 4 
wird auf die Ausführungen zu § 3 verwiesen. 

Zu § 6 (Ausgleichskindergeld) 

Die Streichung der Vorschrift ergibt sich aus den 
zu § 1 angegebenen Gründen. 


Zum Zweiten Abschnitt 

Zu § 9 (Kindergeldkasse) 

Bezüglich der vorgesehenen Errichtung einer 
selbständigen Kindergeldkasse wird auf die Aus- 
führungen im Allgemeinen Teil verwiesen. 

Eine Minderheit des Ausschusses war der Auf- 
fassung, daß Absatz 3 in unzulässiger Weise die 
künftige Gesetzgebung präjudizieren wolle und als 
Programmsatz nicht in das Gesetz gehöre. Hierzu 
wurde jedoch von dem Bundesministerium der 
Justiz darauf hingewiesen, daß sich ähnliche Vor- 
schriften gelegentlich auch in anderen Gesetzen fin- 
den (vgl. Lastenausgleichsgesetz und Allgemeines 
Kriegsfolgengesetz). Solche Vorschriften sollen ein 
noch nicht abgeschlossenes Gesetzgebungswerk in 
eine Gesamtkonzeption einordnen. 


Zu § 10 (Organe) 

Nach Auffassung des Ausschusses sollte darauf 
geachtet werden, daß der nach Absatz 3 in den 
Verwaltungsrat der Kindergeldkasse zu berufende 
selbständige Landwirt ohne fremde Arbeitskräfte 
als Mitglied und nicht als Stellvertreter berufen 
wird. 

Zu § 12 (Vorstand) und § 13 (Verwaltungsrat) 

Die in den Vorschriften vorgenommenen Strei- 
chungen entsprechen den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates und ergeben sich aus den redaktionellen 
Verbesserungen in den §§ 25 und 26 Abs. 2 Satz 2. 

Zu § 15 (Verwaltungskosten) 

Die Regierungsvorlage sieht zur Regelung der 
Erstattung der der Bundesanstalt aus der Durch- 
führung des Gesetzes entstehenden Verwaltungs- 
kosten eine Rechtsverordnung vor. Nach Auffassung 
des Ausschusses soll die Erstattung der Verwal- 
tungskosten wie nach § 1 Abs. 1 Satz 3 AVAVG bei 
der Arbeitslosenhilfe durch eine Vereinbarung zwi- 
schen der Bundesregierung und der Bundesanstalt 
geregelt werden. Die vorgesehene Vereinbarung 
entspricht besser der Stellung der Bundesanstalt als 
selbständiger Selbstverwaltungskörperschaft und ist 
auch von dem als Sachverständigen gehörten Ver- 
treter der Bundesanstalt angeregt worden. 

Zu § 16 (Haushalt) 

Die Änderung entspricht einem Vorschlag des 
Bundesrates und ist redaktioneller Art. 


Zum Vierten Abschnitt 
Zu § 22 (Antragstellung) 

Der Ausschuß hat geprüft, ob die in Absatz 1 
Satz 2 vorgesehene Antragstellung durch eine 
andere Person als den Berechtigten zu Miß- 
bräuchen führen könne. Die Vorschrift soll insbe- 
sondere Fürsorgeverbänden, die einen Berechtigten 
und seine Kinder unterstützen, ein selbständiges 
Antragsrecht einräumen, wenn^ der Berechtigte 
keinen Antrag auf Zweitkindergeld stellt. Der Aus- 
schuß geht davon aus, daß für einen anderen als 
den Berechtigten ein berechtigtes Interesse an der 
Antragstellung nur anzuerkennen ist, wenn der Be- 
rechtigte den seinen Kindern gegenüber bestehen- 
den Unterhaltsverpflichtungen nicht nachkommt. 
Der Ausschuß legt diese Auslegung seinem Vor- 
schlag, die Vorschrift in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage zu beschließen, zugrunde. 

Zu § 23 (Bescheinigungen über Jahreseinkommen) 

Mit der Streichung des Absatzes 2 hat sich der 
Ausschuß die Auffassung des als Sachverständigen 
gehörten Vertreters der Bundesanstalt zu eigen ge- 
macht, daß die Bediensteten der Bundesanstalt über- 
fordert würden, wenn sie zur Feststellung der 
Zweitkindergeldberechtigung gegebenenfalls Ein- 
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kommensteuererklärungen und vorläufige Erklä- 
rungen des Berechtigten über idas von ihm und 
seinem Ehegatten erzielte Jahreseinkommen heran- 
ziehen müßten. Bei Personen, die bei Stellung des 
Antrags auf Zweitkindergeld noch keine Einkom- 
mensteuererklärung vorlegen können, 'sieht § 26 
Abs. 1 Satz 2 vor, daß das Zweitkindergeld nach- 
träglich 'ausgezahlt wird, sobald durch Vorlage eines 
Einkommensteuerbescheides oder eine Mitteilung 
nach § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 nachgewiesen wird, 
daß das Jahreseinkommen die Grenze des § 1 
Abs. 1 nicht überstiegen hat. Die Streichung des 
Absatzes 2 machte 'auch eine Neufassung des Ab- 
satzes 3 erforderlich. Hierbei war vorzusehen, daß 
die Außenstelle der Kindergeldkasse Kenntnis von 
der Abgabe einer Einkommensteuererklärung er- | 
hält, um sich die zur Feststellung der Zweitkinder- 
geldberechtigung erforderlichen Auskünfte gegebe- 
nenfalls gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 von den 
Finanzbehörden verschaffen zu können. 


Zu § 24 (Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftspflicht) 

Die Änderungen zu den Absätzen 1 und 3 sollen 
die Anwendung der Vorschriften auch bei der in 
§ 27 vorgesehenen jährlichen Überprüfung der An- 
spruchsvoraussetzungen sicher stellen und sind im 
übrigen redaktioneller Art. Die Anfügung einer 
Nr. 4 in Absatz 2 Satz 2 dient der Feststellung der 
Höhe des Jahreseinkommens bei Personen, deren 
zu versteuernder Einkommensbetrag nicht ermittelt 
wird, weil offensichtlich ist, daß eine Steuerschuld 
nicht besteht. 


Zu § 25 (Entscheidung über den Antrag) 

Die redaktionelle Änderung entspricht dem Vor- 
schlag des Bundesrates. 

Zu § 26 (Auszahlung des Zweitkindergeldes) 

Die Änderung von Absatz 1 Satz 1 entspricht 'dem 
Vorschlag des Bundesrates und ist ebenfalls redak- 
tioneller Art. Wie in Zusammenhang mit der Strei- 
chung des § 23 Abs. 2 ausgeführt wurde, soll der 
neuangefügte Satz 2 sicherstellen, daß Zweitkinder- 
geld nachträglich gewährt wird, wenn es in der 
Zeit, für die es einem Berechtigten zusteht, nicht 
gezahlt werden konnte, weil die Höhe des im Be- 
rechnungsjahr zu versteuernden Einkommensbetra- 
ges noch nicht festgestellt worden war. 

Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 entspricht dem 
Vorschlag des Bundesrates und ist eine redak- 
tionelle Verbesserung. Absatz 2 Satz 4 erscheint 
zweckmäßig, da ausländische Arbeitnehmer erfah- 
rungsgemäß vielfach nicht über ein Bank- oder Post- 
scheckkonto verfügen, auf das das Zweitkindergeld 
überwiesen werden könnte, und bei Zustellung des 
Zweitkindergeldes durch die Post der Arbeitnehmer 
meist nicht in seiner Unterkunft anzutreffen sein 
dürfte. Für die Arbeitgeber, die ihre ausländischen 
Arbeitnehmer bereits in vielfacher Hinsicht be- 
treuen, dürfte die Auszahlung des Zweitkinder- 
geldes an diese zumutbar 'sein. 


Zu § 27 (Veränderungsanzeige, Überprüfung der 
Ansprudisvoraussetzungen) 

Die Änderung des Absatzes 1 ist redaktioneller 
Art. Die Anfügung des Absatzes 2, die auch eine 
Ergänzung der Überschrift erforderlich macht, soll 
eine jährliche Überprüfung 'der Anspruchsvoraus- 
setzungen ermöglichen. Eine solche Überprüfung ist 
im Hinblick auf die Verwendung von öffentlichen 
Haushaltsmitteln nötig. Der Ausschuß hat geprüft, 
in welcher Weise die jährliche Überprüfung der 
Anspruchsvoraussetzungen erfolgen soll. Die vor- 
gesehene Fassung beruht 'besonders auf Anregun- 
gen der Bundesanstalt, die sich auch dafür aus- 
gesprochen hatte, daß die Kindergeldberechtigten 
durch die Tageszeitungen zum Nachweis des Fort- 
bestehens der Anspruchsvoraussetzungen aufgefor- 
dert werden. Absatz 2 letzter Satz ermöglicht, 
die Zweitkindergeldzahlung vorläufig einzustellen, 
wenn der Aufforderung nicht gefolgt wird. Die Vor- 
schrift erscheint notwendig, um der Aufforderung 
einen Nachdruck zu verleihen. 

Zu § 28 (Entziehung) 

Sind seit der Einstellung wenigstens 3 Monate 
vergangen, soll das Zweitkindergeld förmlich ent- 
zogen werden. Gegen den Entziehungsbescheid kann 
'der Empfänger die zulässigen Rechtsbehelfe ein- 
legen. 

Zu § 29 (Rückforderung) 

Die Abweichung des Absatzes 1 Satz 2 gegen- 
über der Regierungsvorlage bedeutet eine Ein- 
schränkung des Rückforderungsrechts der Kinder- 
geldkasse. Sie schien dem Ausschuß im Hinblick auf 
die komplizierte Regelung 'des Gesetzes erforderlich, 
um die Empfänger von Zweitkindergeld vor unge- 
rechtfertigten Rückforderungen zu schützen. Im 
übrigen sind die Änderungen redaktioneller Art. 

Zu § 31 (Rechtsweg) 

Der Ausschuß ist dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates nicht gefolgt. Er findet den Ausdruck 
„Sozialrechtsweg" knapper als „Rechtsweg vor den 
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit" und hat 'des- 
halb der RegierungsvoTlage den Vorzug gegeben. 
Es sei darauf hingewiesen, daß die Bezeichnungen 
„Verwaltungsrechtsweg" und „Finanzrechts weg" be- 
reits gebräuchlich sind. 

Zu den §§ 34, 34 a und 35 (Verletzung der Auf- 
sichtspflicht und Haf- 
tung für gesetzliche 
Vertreter) 

Der Ausschuß hat 'aus 'den in der Stellungnahme 
des Bundesrates ersichtlichen Gründen die Ände- 
rungsvorschläge des Bundesrates aufgenommen. 

Zu § 36 (Rückwirkende Gewährung des Zweitkin- 
dergeldes) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die für 
die rückwirkende Gewährung des Zweitkindergel- 
des vorgesehene Antragsfrist zu kurz ist. Es erschien 
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dem Ausschuß angemessen, den Ablauf dieser An- 
tragsfrist auf den 30. Juni 1962 festzusetzen, zumal 
die jährliche Überprüfung der Zweitkindergeld- 
berechtigung jeweils zum 1. Juli erfolgen soll. 

Zu § 37 (Verfahren während der Übergangszeit) 

Die Änderung entspricht der zu § 36. 

Zu § 38 (Übergangsregelung für den Verwaltungs- 
rat) 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Vor- 
schrift des Absatzes 1 genügt, um eine rechtzeitige 
Regelung von Art und Zeitpunkt der Auszahlung zu 
ermöglichen. 

Zu § 39 (Verwaltungskosten) 

Die Streichung der Vorschrift ist eine Folge der 
Anpassung der Regelung über die Erstattung der 
Verwaltungskosten an das Gesetz über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (vgl. zu 
§ 15). 

Zu § 40 (Änderung der Reicbsversicberungsordnung) 

Die Nr. 2 der Regierungsvorlage sieht in der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung eine Erstattung 
der durch Nr. 1 für zweite Kinder begründeten 
Mehraufwendungen der Unfallversicherungsträger 
durch die Kindergeldkasse vor. Der Ausschuß hat 
sich nicht der Auffassung der Bundesregierung an- 
schließen können, daß die verhältnismäßig niedrigen 
Kinderzulagen in der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung eine solche Regelung rechtfertigen. Nr. 2 
wird deshalb gestrichen. Der Ausschuß hat hierbei 
auch die Stellungnahme des Bundesverbandes der 
landwirtschaftMchen Berufsgenossenschaften berück- 
sichtigt, der sich gegen eine Sonderbehandlung der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherungsträger aus- 
gesprochen hatte. 

Zu § 41 (Änderung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung) 

§ 41 der Regierungsvorlage sieht besonders eine 
Erhöhung derFamilienzuschläge in der Arbeitslosen- 
versicherung und in der Arbeitslosenhilfe vor. Da 
das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung seit der Einbringung der Regie- 
rungsvorlage im Deutschen Bundestag erneut ge- 
ändert worden ist, mußte Absatz 1 Satz 1 redak- 
tionell berichtigt werden. Die in Absatz 1 Nr. J vor- 
genommene Streichung wird vom Ausschuß für 
Arbeit gewünscht, „um den Familienzuschlag in 
Höhe des Zweitkindergeldes auch dann zum Ruhen 
zu bringen, wenn der Angehörige des in § 3 des 
Kindergeldkassengesetzes bezeichneten Personen- 
kreises die Einkommensgrenze des § 1 überschreitet 
und daher auch aus diesem Grunde kein Anspruch 
auf Kindergeld bestehen würde". Der Ausschuß hat 
weiter die Einfügung einer Nr. 6 in Absatz 1 Nr. 2 
beschlossen, da angesichts der Erhöhung der Fami- 
henzuschläge auch eine Erhöhung des Betrages an- 
gemessen erscheint, der nach § 149 Abs. 3 Satz 1 
AVAVG dem Unterstützungssatz zuzurechnen ist. 


Zu § 41 a (Änderung des Kindergeldgesetzes) 

Zur Vermeidung von Härten ist in § 7 Abs. 2 die 
rückwirkende Gewährung von Zweitkindergeld für 
die Zeit vor der Antragstellung günstiger geregelt 
als nach § 4 Abs. 2 Satz 1 des Kindergeldgesetzes. 
Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß diie rück- 
wirkende Gewährung von Zweitkindergeld und von 
Kindergeld für dritte und weitere Kinder für die 
Zeit vor der Antragstellung gleichgeregelt wird. Er 
hat deshalb eine Anpassung des § 4 Abs. 2 Satz 1 des 
Kindergeldgesetzes an die Regelung des vorliegen- 
den Entwurfs beschlossen. 

Zu § 42 a (Änderung des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes) 

Nach dem Kindergeldergänzungsgesetz wird für 
Kinder von nichterwerbstätigen Personen Kinder- 
geld nicht gewährt, soweit für das Kind ein Anspruch 
besteht auf Waisenrente oder Waisenbeihilfe nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, Waisenrente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung und den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, Unterhaltshilfe für 
Vollwaisen nach dem Lastenausgleichsgesetz und 
Waisenrente nach den Vorschriften über die Ent- 
schädigung der Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung. Im Kindergeldgesetz, das für erwerbs- 
tätige Personen gilt, sind diese Ausschlußvorschrif- 
ten nicht enthalten. Daß der anliegende Gesetz- 
entwurf die günstigere Regelung des Kindergeld- 
gesetzes übernimmt, fand die Zustimmung des Aus- 
schusses. Ohne eine Änderung des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes hätte diese Regelung jedoch zur 
Folge, daß bei nichterwerbstätigen Witwen zwar 
Zweiitkindergeld, nicht aber Kindergeld für dritte 
und weitere Kinder neben den Waisenrenten ge- 
währt würde. Der Ausschuß war einhellig der Auf- 
fassung, daß ein solches Ergebnis vermieden werden 
muß. Die von ihm beschlossene Vorschrift soll siicher- 
stellen, daß künftig auch für waisenrentenberech- 
tigte dritte und weitere Kinder von michterwerbs- 
tätigen Personen Kindergeld gewährt wird. 

Zu § 43 (Änderung des Bundesversorgungsgesetzes) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu 44 (Rechtsverordnungen) 

Die Änderung ergibt sich aus der Streichung der 
in § 2 Abs. 5 Satz 4 und § 15 Satz 2 der Regierungs- 
vorlage vorgesehenen Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen. 


Finanzieller Teil 

Die Gesamtzahl aller zweiten Kinder wird auf 
4,2 Mio geschätzt. Nach Abzug der Kinder von An- 
gehörigen dee öffentlichen Dienstes und der Be- 
zieher von Renten mit Kinderzuschlägen aus der 
Sozialversicherung, die von dem Anspruch auf 
Zweitkindergeld in gleicher Weise ausgeschlossen 
sind wie von dem Anspruch auf Kindergeld für dritte 
und weitere Kinder, verbleibt eine Zahl von etwa 
3,29 Mio Zweitkindern. (Hiervon entfallen 3,07 Mio 
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auf die Kinder von Erwerbstätigen in der privaten 
Wirtschaft, 0,22 Mio auf waisenrentenberechtigte 
Kinder.) Die Zahl der Zweitkinder, bei denen die 
Einkommen der Eltern unter der im Regierungsent- 
wurf vorgesehenen Einkommensgrenze von 6600 DM 
jährlich (550 DM monatlich) liegen, wird in der Be- 
gründung des Regierungsentwurfs mit 1,57 Mio an- 
gegeben. Infolge der Heraufsetzung der Einkom- 
mensgrenze durch den Ausschuß auf 7200 DM jähr- 
lich (600 DM monatlich) wird sich die Zahl der 
Kinder, die in den Genuß des Zweitkindergeldes 
kommen werden, schätzungsweise um 300 000 auf 
1,87 Mio erhöhen. (Demgegenüber beläuft sich die 
Zahl der dritten und weiteren Kinder, die Kinder- 
geld nach den bisherigen Kindergeldgesetzen erhal- 
ten, auf rund 1,69 Mio.) 

Die jährlichen Aufwendungen an Zweitkindergeld 
betragen bei 1,87 Mio zweitkindergeldberechtigten 
Kindern 561 Mio DM jährlich. Sie liegen damit um 
90 Mio DM höher als die 471 Mio DM, die in der 
Begründung des Regierungsentwurfs für 1,57 Mio 
Kinder angesetzt sind. (Bei einem Verzicht auf die 
Einkommensgrenze, wie er im Ausschuß beantragt, 
von der Mehrheit aber abgelehnt worden ist, würde 
sich für 3,29 Mio Zweitkinder ein Aufwand von 
987 Mio DM jährlich ergeben.) 

Die Mehrbelastungen des Bundes durch die von 
dem Ausschuß beschlossene Erstattung der Mehr- 
aufwendungen der Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes durch die Kindergeldkasse (§ 4 Abs. 4) — 
es handelt sich dabei im wesentlichen um die Kinder 
von Teilbeschäftigten des öffentlichen Dienstes oder 
die Kinder von Beschäftigten bei kleineren Gemein- 
den, die keine oder geringere Kinderzuschläge als 
25 DM monatlich erhalten — wird etwa 5 Mio DM 
betragen. 

Eine weitere zusätzliche Belastung des Bundes 
bringt die von dem Ausschuß beschlossene Ände- 
rung des Kindergeldergänzungsgesetzes (§ 42 a) mit 
sich, wonach künftig auch für waisenrentenberech- 
tigte dritte und weitere Kinder von nicht erwerbs- 
tätigen Personen Kindergeld zu gewähren ist. Die 
Zahl aller dritten und weiteren waisenrentenberech- 


tigten Kinder dürfte sich auf etwa 0,1 1 Mio belaufen. 
Da für einen Teil dieser Waisen der überlebende 
Elternteil bereits Kindergeld erhält — wenn er 
erwerbstätig ist, nach dem Kindergeldgesetz, Emp- 
fänger von Witwenrenten nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz auf Grund von § 41 a dieses Gesetzes — , 
wird die Mehrbelastung des Bundes auf Grund die- 
ser Änderung schätzungsweise 25 Mio DM jährlich 
betragen. 

Insgesamt erfordern die von dem Ausschuß be- 
schlossenen Änderungen des Regierungsentwurfs 
danach zusätzlich 120 Mio DM jährlich. Andererseits 
entfällt infolge der von dem Ausschuß beschlossenen 
Streichung des Ausgleichskindergeldes (§ 6) der 
hierfür angesetzte Aufwand von 4 Mio DM jährlich. 

Trotz der Erhöhung der Zahl der zweitkindergeld- 
berechtigten Kinder Wird sich infolge der vom Aus- 
schuß beschlossenen Verwaltungsvereinfachungen 
voraussichtlich der im Regierungsentwurf mit 25 
Mio DM jährlich veranschlagte Betrag für Verwal- 
tungskosten nicht nennenswert erhöhen. 

Ohne die gegenüber dem Regierungentwurf un- 
veränderten Mehraufwendungen infolge der Er- 
höhung der Familienzuschläge im Gesetz über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung — 
insoweit wird auf die Begründung des Regierungs- 
entwurfs verwiesen — ergibt sich unter Berücksich- 
tigung der von dem Ausschuß vorgenommenen 
Änderungen eine Belastung des Bundes von 616 
Mio DM jährlich, die um 116 Mio DM höher liegt, 
als der nach dem Regierungsentwurf angesetzte 
Betrag von 500 Mio DM. Infolge des vorgesehenen 
Beginns der Zweitkindergeldzahlung ab 1. April 
1961 wird die Belastung im Kalenderjahr 1961 
462 Mio DM betragen; sie liegt damit in diesem 
Jahr um 87 Mio DM über dem in der Begründung 
des Regierungsentwurfs angesetzten Betrag von 
375 Mio DM. Der Haushaltsausschuß hat beschlossen, 
dem Gesetzentwurf in der Fassung des federführen- 
den Ausschusses zuzustimmen, er weist jedoch dar- 
auf hin, daß für die im laufenden Rechnungsjahr 
entstehenden Mehraufwendungen von 87 Mio DM 
eine Deckung noch zu suchen ist. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Ruf 

Berichterstatter 



Drucksache 2868 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle 'beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Druck'sache 2648 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. a) den von der Fraktion der FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Kindergeldes (Kindergeldneuregelungsgeset- 
zes) — Drucksache 799 — , 

b) den Antrag der Fraktion der FDP betr. Vor- 
lage eines Gesetzes zur Auflösung und Ab- 
'Wicklung der Familienausgleichskassen — 
Drucksache 803 — , 

c) den Antrag der Fraktion der SPD — Um- 
druck 714 — zur Großen Anfrage betr. Kin- 
dergeld 

als durch die Beschlußfassung zu 1. erledigt ab- 
zulehnen. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Ruf 

Vorsitzender Berichterstatter 


8 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2868 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gewährung von Kindergeld für zweite Kinder 
und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz — KGKG) 

— Drucksache 2648 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Kindergeld für zweite 
Kinder und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz — KGKG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Berechtigung, Leistungen 

§ 1 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Anspruch auf Kindergeld für das zweite Kind 
(Zweitkindergeld) haben Personen, deren Jahresein- 
kommen in dem Berechnungsjahr 6600 Deutsche 
Mark nicht überstiegen hat. 

(2) Haben bei Ehegatten im Berechnungsjahr die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes Vorgelegen, so gilt die Summe ihrer 
Einkommen als Einkommen des Berechtigten. 

§ 2 

Jahreseinkommen, Beredmungsjahr 

(1) Jahreseinkommen ist bei Arbeitnehmern, die 
nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden, der 
Jahresarbeitslohn (§ 39 Abs. 1 Satz 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes) nach Kürzung um 

1. den auf der Lohnsteuerkarte eingetra- 
genen und den im Lohns teuer- Jahresaus- 
gleich nachträglich berücksichtigten steuer- 
freien Jahresbetrag, 

2. den Weihnachts-Freibetrag nach § 3 

Ziff. 17 des Einkommensteuergesetzes 


Beschlüsse des 20. Ausschus'ses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Kindergeld für zweite 
Kinder und die Errichtung einer Kindergeldkasse 
(Kindergeldkassengesetz — KGKG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Berechtigung, Leistungen 

§ 1 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Anspruch auf Kindergeld für das zweite Kind 
(Zweitkindergeld) haben Personen, deren Jahreseiin- 
kommen in dem Berechnungsjahr 7200 Deutsche 
Mark nicht überstiegen hat. 

(2) unverändert 


§ 2 

Jahreseinkommen, Berechnungsjahr 

(1) unverändert 
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Entwurf 

und nach Erhöhung um den auf der Lohnsteuer- 
karte eingetragenen Jahreshinzurechnungsbetrag. 
Haben beide Ehegatten im Berechnungsjahr Arbeits- 
lohn bezogen und sind die Einkommen der beiden 
Ehegatten nach § 1 Abs. 2 zusammenzurechnen, so 
ist die Summe ihrer Jahresarbeitslöhne um einen 
Betrag in Höhe der in § 9a Ziff. 1 und § 10c Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes bezeidineten Beträge, 
höchstens jedoch in Höhe des Arbeitslohnes des 
Ehegatten mit dem niedrigeren Arbeitslohn, zu kür- 
zen, 

(2) Jahreseinkommen ist bei Personen, die nidit 
unter Absatz 1 fallen, der zu versteuernde Einkom- 
mensbetrag im Sinne von § 32 Abs. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes nach Erhöhung um 

1. die Kinderfreibeträge nach § 32 Abs. 2 
Ziff. 4 des Einkommensteuergesetzes, 

2. den Sonderfreibetrag nach § 32 Abs. 3 
Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes, 

3. einen Angleichungsbetrag in Höhe der in 
§ 9 a Ziff. 1 und § 10 c Ziff. 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes bezeichneten Be- 
träge. 

Bei der Berechnung des Jahreseinkommens bleiben 
Einkünfte der Kinder (§ 32 Abs. 2 Ziff. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes) außer Betracht. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung zu bestimmen, daß das nach Absatz 1 oder 2 
berechnete Jahreseinkommen um Einkünfte zu er- 
höhen ist, für die dem Berechtigten ein Anspruch 
auf Befreiung von der Einkommensteuer 

1. nach allgemeinen völkerrechtlichen Grund- 
sätzen unter Wahrung der Gegenseitigkeit 
(§ 3 Ziff. 29 des Einkommensteuergeset- 
zes), 

2. nach Doppelbesteuerungsabkommen und 
anderen zwischenstaatlichen Vereinbarun- 
gen, 

3. nach §§ 3 a und 3 b des Einkommensteuer- 
gesetzes 

zusteht, soweit es die Billigkeit unter Berücksichti- 
gung des Zweckes der Steuerbefreiung erfordert. 
Dabei kann bestimmt werden, in welcher Weise 
diese Einkünfte in Übereinstimmung mit den Grund- 
sätzen der Absätze 1 und 2 zu berechnen sind; die 
Rechtsverordnung kann eine Schätzung und Pauscha- 
lierung dieser Einkünfte vorsehen. 

(4) Berechnungsjahr ist, soweit die Gewährung 
von Zweitkindergeld für die ersten sechs Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, das vor- 
letzte Kalenderjahr, soweit die Gewährung von 
Zweitkindergeld für die späteren Monate eines 
Kalenderjahres in Betracht kommt, das letzte Kalen- 
derjahr. Wird der Antrag auf Zweitkindergeld erst- 
mals in den ersten sechs Monaten eines Kalender- 
jahres gestellt, so ist Berechnungsjahr, auch soweit 
die Gewährung von Zweitkindergeld für die ersten 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Berechnungsjahr ist, soweit die Gewährung 
von Zweitkindergeld für die ersten sechs Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, das vor- 
letzte Kalenderjahr, soweit die Gewährung von 
Zweitkindergeld für die späteren Monate eines 
Kalenderjahres in Betracht kommt, das letzte Kalen- 
derjahr. Wird der Antrag auf Zweitkindergeld erst- 
mals dn den ersten sechs Monaten eines Kalender- 
jahres gestellt, so ist Berechnungsjahr, auch soweit 
die Gewährung von Zweitkindergeld für die ersten 
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sechs Monate dieses Kalenderjahres in Betracht 
kommt, das letzte Kalenderjahr, wenn der Antrag- 
steller dieses verlangt. Ist in den Fällen des Ab- 
satzes 2 eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
nur für ein früheres als das nach Satz 1 oder 2 
maßgebende Kalenderjahr durchgeführt, so ist Be- 
rechnungsjahr das Jahr, für das die letzte Veran- 
lagung vor dem Stichtag durchgeführt ist; Stichtag 
ist, soweit die Gewährung von Zweitkindergeld für 
die ersten sechs Monate eines Kalenderjahres in 
Betracht kommt, der 1. Januar, soweit die Gewäh- 
rung von Zweitkindergeld für die späteren Monate 
eines Kalenderjahres in Betracht kommt, der 1, Juli 
dieses Jahres. Ist in den Fällen des Absatzes 2 noch 
keine Veranlagung durchgeführt worden, so gelten 
die Sätze 1 und 2. 

(5) Bei Arbeitnehmern, die im letzten oder vor- 
letzten Kalenderjahr außerhalb des Geltungsbe- 
reiches dieses Gesetzes erwerbstätig waren oder 
ohne Erwerbstätigkeit ihren gewöhnlichen Aufent- 
halt hatten, ist Berechnungsjahr das laufende Kalen- 
derjahr. Als Jahreseinkommen gelten 90 vom Hun- 
dert des Betrages, den der Arbeitnehmer im Be- 
rechnungsjahr verdienen würde, wenn dem Arbeits- 
lohn, den er innerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes für den ersten vollen, mindestens sechs 
Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt umfassenden 
Lohnabrechnungszeitraum erhalten hat, der Arbeits- 
lohn für die übrigen Lohnabrechnungszeiträume des 
Jahres entsprechen würde. Ist der Arbeitslohn in 
einem späteren Lohnabrechnungszeitraum nicht nur 
ausnahmsweise niedriger gewesen, so kann die Kin- 
dergeldkasse für die Berechnung des Jahreseinkom- 
mens von dem niedrigeren Arbeitslohn ausgehen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß der nach Satz 2 oder 3 berechnete 
Betrag um die im letzten Kalenderjahr bezogenen 
inländischen und ausländischen Einkünfte, die nicht 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit sind, erhöht 
wird; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Das Einkommen einer Person, mit der der 
Berechtigte in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, ist 
ebenso zu berücksichtigen wie das Einkommen eines 
Ehegatten. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 3 

Ausnahmen 

(1) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder 

1. von Personen, die in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis 
stehen und Bezüge unter Anwendung be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften über Kin- 
derzuschläge erhalten, 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

sechs Monate dieses Kalenderjahres in Betracht 
kommt, das letzte Kalenderjahr, wenn der Antrag- 
steller dieses verlangt. Ist in den Fällen des Absat- 
zes 2 eine Veranlagung zur Einkommensteuer nur 
für ein früheres als das nach Satz 1 oder 2 maß- 
gebende Kalenderjahr durchgeführt, so ist Berech- 
nungsjahr das Jahr, für das die letzte Veranlagung 
durchgeführt ist. 


(5) Bei Personen, die in dem nach Absatz 4 Satz 1 
maßgebenden Kalenderjahr länger als sechs Monate 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
erwerbstätig waren oder ohne Erwerbs tätiigkeit 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, ist Berech- 
nungsjahr das laufende Kalenderjahr. Als Jahres- 
einkommen gilt bei Arbeitnehmern das Arbeitsent- 
gelt, das sie während der ersten mindestens zwanzig 
Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt umfassenden 
Lohnabrechnungszeiträume innerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes in der Arbeitsstunde durch- 
schnittlich erzielt haben, vervielfacht mit der 52- 
fachen Zahl der tariflichen regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit im Sinne von § 90 Abs. 4 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung. Ist das Arbeitsentgelt in einem spä- 
teren Lohnabrechnungszeitraum nicht nur aus- 
nahmsweise niedriger gewesen, so hat die Kinder- 
geldkasse für die Berechnung des Jahreseinkom- 
mens von dem niedrigeren Arbeitsentgelt auszu- 
gehen. Bei Personen, die nicht als Arbeitnehmer 
erwerbstätig sind, gilt als Jahreseinkommen das 
Arbeitsentgelt, das bei einer Arbeilnehmertätigkeit, 
die der von ihnen ausgeübten Erwerbstätigkeit ver- 
gleichbar ist, üblicherweise jährlich verdient wird. 

Absatz 6 entfällt 


§ 3 

Ausnahmen 

(1) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder 

1. unverändert 


2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 2. unverändert 

der, der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und der sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
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3. von Empfängern von Versorgungsbezügen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen. 


(2) Den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts stehen die Verwaltungen 
und Betriebe sowie Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen gleich, die ihnen auf Grund von 
§ 3 Abs. 4 Satz 1 des Kindergeldgesetzes gleich- 
gestellt worden sind.. 

(3) § 3 Abs. 2 Nr. 5, Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 7 
und 8 des Kindergeldgesetzes sowie § 2 Abs, 3 des 
Kindergeldergänzungsgesetzes gelten entsprechend. 


§ 4 

Ersatzleistungen im öffentlichen Dienst 

(1) Arbeitnehmer des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts haben, wenn ihre Arbeitgeber nicht 
die für Beamte geltenden besoldungsrechtlichen 
Vorschriften über Kinderzuschläge oder Regelungen 
anwenden, die diesen mindestens entsprechen, unter 
den übrigen Voraussetzungen dieses Gesetzes für 
das zweite Kind gegen ihren Arbeitgeber Anspruch 
auf Leistungen in Höhe des Zweitkindergeldes. 

(2) Wenden die in Absatz 1 genannten Arbeit- 
geber auf ihre Arbeitnehmer die für Beamte gelten- 
den besoldungsrechtlichen Vorschriften über Kinder- 
zuschläge oder Regelungen an, die diesen min- 
destens entsprechen, so haben unter den übrigen 
Voraussetzungen dieses Gesetzes 

a) ihre teilbeschäftigten Arbeitnehmer, die 
nicht die vollen Kinderzuschläge erhalten, 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

3. von Empfängern von Versorgungsbezügen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen mit Ausnahme solcher Kin- 
der von Witwen, für die die Vorschriften 
über Kinderzuschläge keine Anwendung 
finden. 

(2) unverändert 


(3) § 3 Abs. 2 Nr. 5, Nr. 6 Buchstabe a und Nr. 7 
bis 9 des Kindergeldgesetzes gilt entsprechend. 

(4) Anspruch auf Zweitkindergeld besteht nicht 
für Kinder, für die Anspruch auf Kindergeld in Höhe 
des gesetzlichen Kindergeldes besteht, das für das 
dritte und jedes weitere Kind vorgesehen ist. 

(5) Keinen Anspruch auf Zweitkindergeld haben 
Personen, die ganz oder überwiegend außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes erwerbstätig sind. 

(6) Erfüllt eine Person, deren Anspruch nach den 
Grundsätzen des § 3 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
den Vorrang vor dem Anspruch anderer Personen 
haben würde, die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Zweitkindergeld für ein Kind deshalb nicht, weil 
ihr Jahreseinkommen in dem Berechnungsjahr die 
Einkommensgrenze des § 1 Abs. 1 überstiegen hat 
oder weil sie ganz oder überwiegend außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes erwerbstätig ist, 
so steht für das gleiche Kind auch einer anderen 
Person ein Anspruch auf Zweitkindergeld nicht zu. 

§ 4 

Ersatzleistungen im Öffentlichen Dienst 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


b) ihre Arbeitnehmer für Zeiten der Arbeits- 
unfähigkeit, für die ihnen gegen ihren 
Arbeitgeber kein Anspruch auf Kinderzu- 
schlag oder Krankenbezüge oder Zuschuß 
nach dem Gesetz zur Verbesserung der 
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wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 649) zusteht, 

für das zweite Kind gegen ihren Arbeitgeber An- 
spruch auf Leistungen mindestens in Höhe des 
Zweitkindergeldes. 


§ 5 

Höhe des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld beträgt 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

§ 6 

Ausgleichskindergeld 

(1) Hat das Jahreseinkommen des Berechtigten 
'’im Berechnungsjahr die Einkommensgrenze des § 1 
Abs. 1 um nicht mehr als 200 Deutsche Mark über- 
stiegen, so hat der Berechtigte für das zweite Kind 
Anspruch auf Kindergeld in Höhe des halben Be- 
trages des Zweitkindergeldes (Ausgleichskinder- 
geld). 

(2) Das Ausgleichskindergeld ist Zweitkindergeld 
im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 7 

Beginn und Ende des Anspruchs 

(1) Das Zweitkindergeld wird für jeden Monat 
gewährt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen für 
einen Tag bestanden haben. 

(2) Das Zweitkindergeld wird nicht für einen 
Zeitraum gewährt, der mehr als sechs Monate vor 
dem Monat liegt, in dem der Antrag auf Zweit- 
kindergeld eingegangen ist; dem Eingang des An- 
trages bei der nach § 22 Abs. 2 zuständigen Stelle 
steht der Eingang bei einem Träger der Sozialver- 
sicherung oder einer Behörde im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gleich. 

(3) Fallen die Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Zweitkindergeld weg, so wird dieses bis zum 
Ende des folgenden Monats weitergewährt. 

§ 8 

Anwendung 

von Vorschriften des Kindergeldgesetzes, 
des Kindergeldanpassungsgesetzes 
und des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 1, § 3 Abs. 1, §§ 8, 34, 35 Abs. 1 Satz 1, 
§ 36 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Kindergeld- 
gesetzes, § 11 des Kindergeldanpassungsgesetzes 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


(3) § 3 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Mehraufwendungen aus der Anwendung der 
Absätze 1 bis 3 werden den Arbeitgebern auf An- 
trag jeweils bei Beginn eines Jahres für das abge- 
laufene Kalenderjahr von der Kindergeldkasse er- 
stattet. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

entfällt 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 
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sowie § 4 Abs. 1 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
gelten für das Zweitkindergeld und die Leistungen 
nach § 4 entsprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 


ZWEITER ABSCHNITT 


Organisation 


Organisation 


§ 9 

unverändert 

(1) Als Träger der Kindergeldzahlung für die 
zweiten Kinder wird die Kindergeldkasse als rechts- 
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. Sie 
gilt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als ent- 
standen. 

(2) Die Kindergeldkasse hat ihren Sitz an dem 
Ort des Sitzes der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (Bundesanstalt). 

(3) Es bleibt einem besonderen Gesetz Vorbe- 
halten, die Kindergeldkasse auch zum Träger der 
Kindergeldzahlung für dritte und weitere Kinder zu 
bestimmen. 


§ 9 

Kindergeldkasse 


§ 10 § 10 
Organe unverändert 

(1) Organe der Kindergeldkasse sind der Vor- 
stand und der Verwaltungsrat. 

(2) Die jeweiligen Mitglieder des Vorstandes 
und des Verwaltungsrates der Bundesanstalt und 
ihre Stellvertreter sind zugleich Mitglieder des Vor- 
standes und des Verwaltungsrates der Kindergeld- 
kasse und ihre Stellvertreter. 

(3) Dem Verwaltungsrat der Kindergeldkasse ge- 
hören drei weitere Mitglieder an. Ein Mitglied und 
ein Stellvertreter sollen selbständige Landwirte 
ohne fremde Arbeitskräfte oder Angehörige eines 
freien Berufes sein. Die drei weiteren Mitglieder 
und ihre Stellvertreter werden vom Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen — selbständige 
Landwirte im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — vor- 
geschlagen und vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung berufen. 

(4) Die Vorsitzenden des Vorstandes und des 
Verwaltungsrates der Bundesanstalt sowie ihre 
Stellvertreter sind zugleich die Vorsitzenden des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates der Kinder- 
geldkasse sowie ihre Stellvertreter. 

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe 
beträgt vier Jahre. Die Amtsdauer der erstmals be- 
rufenen Mitglieder endet am 31. März 1964. 

(6) § 3 Abs. 2, § 9 Abs. 2 und 4, § 14 Abs. 1 
und 4, §§ 15 bis 19, 21, 22 Abs. 3 und § 189 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung gelten entsprechend. 


14 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2868 


Entwurf 

§ 11 

Ständiger Ausschuß des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat hat zur Vorbereitung 
seiner Entscheidungen einen Ständigen Ausschuß zu 
bilden. Er kann ihm auch die Entscheidung über- 
tragen; von der Entscheidung durch den Ausdiuß 
sind die Aufgaben nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 aus- 
genommen. 

(2) Dem Ausschuß gehören die gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 3 berufenen Mitglieder sowie sechs weitere 
Mitglieder des Verwaltungsrates an. 

§ 12 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt die Kindergeldkasse 
gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters. § 23 Abs. 1 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitlosenver- 
sicherung gilt entsprechend. 

(2) Der Vorstand hat 

1. den Haushaltsplan aufzustellen, 

2. den Rechnungsabschluß zu prüfen, 

3. den Geschäftsbericht zu erstatten. 

(3) Der Vorstand nimmt die Befugnis der Kinder- 
geldkasse gemäß § 25 Satz 2 wahr. 

§ 13 

V erwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat hat 

1. die Satzung zu beschließen, 

2. den Haushaltsplan festzustellen, 

3. den Rechnungsabschluß abzunehmen, 

4. den Geschäftsbericht zu billigen, 

5. den Zeitpunkt der Auszahlung des Zweit- 
kindergeldes zu bestimmen. 

(2) Der Verwaltungsrat nimmt die Befugnis der 
Kindergeldkasse gemäß § 26 Abs. 2 Satz 2 wahr. 

§ 14 

Beauftragung der Bundesanstalt 

(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz führt, so- 
weit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist, die Bundesanstalt durch. 

(2) Die Bundesanstalt nimmt die ihr übertragenen 
Aufgaben durch ihre Dienststellen wahr; die Ar- 
beitsämter führen insoweit die Bezeichnung „Außen- 
stelle der Kindergeldkasse" (Außenstelle), die 
Landesarbeitsämter die Bezeichnung „Landesstelle 
der Kindergeldkasse" und die Hauptstelle der Bun- 
desanstalt die Bezeichnung „Hauptstelle der Kinder- 
geldkasse". 


Beschlüssie des 20. Ausschus'ses 
§ 11 

unverändert 


§ 12 

Vorstand 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

Absatz 3 entfällt 

§ 13 

Verwaltungsrat 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 

§ 14 

unverändert 
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(3) Der Präsident der Bundesanstalt nimmt an 
den Sitzungen der Organe der Kindergeldkasse mit 
beratender Stimme teil; er kann sich vertreten las- 
sen. 

§ 15 

V erwaltungskosten 

Die Bundesanstalt erhält zur Abgeltung der Ko- 
sten, die ihr aus der Durchführung dieses Gesetzes 
entstehen, von der Kindergeldkasse eine Vergü- 
tung. Die Höhe der Vergütung bestimmt der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
nach Anhörung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt und des Verwaltungsrates der Kindergeld- 
kasse durch Rechtsverordnung. 

§ 16 

Haushalt 

(1) Für die Aufstellung und die Ausführung des 
Haushaltsplans sowie — vorbehaltlich des § 17 
Abs. 2 — die Rechnungslegung finden die für den 
Bund geltenden Vorschriften entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
der Bundesregierung. Wird die Genehmigung ver- 
sagt, so hat der Verwaltungsrat innerhalb einer von 
der Bundesregierung zu setzenden Frist einen neuen 
vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplan festzu- 
stellen. Stellt der Verwaltungsrat innerhalb der ge- 
setzten Frist keinen neuen Haushaltsplan fest, der 
die Beanstandungen berücksichtigt, oder wird auch 
der neue Haushaltsplan nicht genehmigt, so kann 
die Bundesregierung den Haushaltsplan selbst fest- 
steilen. 

(3) Der Bundesrechnungshof prüft Haushalts- und 
Wirtschaftsführung der Kindergeldkasse. 

§ 17 

Geschäftsjahr, Jahresabschluß 

(1) Geschäftsjahr der Kindergeldkasse ist das 
Geschäftsjahr der Bundesanstalt. 

(2) Die Rechnungs- und Kassenbücher sind nach 
den für die Bundesanstalt geltenden Bestimmungen 
zu führen und jährlich abzuschließen. 

§ 18 

Genehmigung der Satzung 

Die Satzung bedarf der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 19 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Kindergeldkasse führt 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 


Beschlüsse des 20, Ausschusses 


§ 15 

Verwaltungskosten 

Verwaltungskosten, die der Bundesanstalt aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehen, wer- 
den ihr vom Bund auf Grund eines von der Bundes- 
regierung mit der Bundesanstalt zu vereinbarenden 
Pauschales ersetzt. 


§ 16 

Haushalt 

(1) Für die Aufstellung und die Ausführung des 
Haushaltsplans sowie — vorbehaltlich des § 17 
Abs. 2 — die Rechnungslegung finden die für die 
Bundesverwaltung geltenden Vorschriften entspre- 
chende Anwendung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 
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Sie erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Satzung 
beachtet werden. 

(2) Dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung sind die Geschäfts- und Rechnungsergeb- 
nisse sowie jährlich ein Gesdiäftsbericht vorzulegen. 


§ 20 § 20 
Abgabenfreiheit unverändert 

Das Vermögen der Kindergeldkasse ist von Ab- 
gaben im gleichen Umfang frei wie das Vermögen 
der Bundesanstalt. 


DRITTER ABSCHNITT 


DRITTER ABSCHNITT 


Aufbringung der Mittel 


Aufbringung der Mittel 


§ 21 § 21 
Aufbringung der Mittel durch den Bund unverändert 

Die Aufwendungen der Kindergeldkasse trägt bis 
zu der in § 9 Abs. 3 vorgesehenen Neuregelung des 
Kindergeldrechts der Bund. 


VIERTER ABSCHNITT 


VIERTER ABSCHNITT 


Verfahren 


Verfahren 


§ 22 

unverändert 

(1) Das Zweitkindergeld wird auf Antrag ge- 
währt. Den Antrag kann außer dem Berechtigten 
auch stellen, wer ein berechtigtes Interesse an der 
Gewährung des Zweitkindergeldes hat. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der Außenstelle 
zu stellen, in deren Bezirk der Berechtigte seinen 
Wohnort hat. Hat der Berechtigte keinen Wohnort 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist die 
Außenstelle zuständig, in deren Bezirk er erwerbs- 
tätig ist oder als Arbeitsloser Leistungen nach dem 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung bezieht. § 170 Abs. 4 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
gilt entsprechend. 

(3) Der Antragsteller hat die zur Begründung des 
Anspruchs erforderlichen Tatsachen anzugeben und 
die Beweismittel zu bezeichnen; Beweisurkunden hat 
er auf Verlangen vorzulegen. Kann der Nachweis 
nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig- 
keiten erbracht werden, so genügt die Glaubhaft- 
machung. Die Kindergeldkasse kann die Verwen- 
dung eines Vordruckes vorschreiben. 

(4) Die Außenstelle kann verlangen, daß der Be- 
rechtigte die zur Begründung des Anspruchs erfor- 
derlichen Tatsachen angibt, die Beweismittel be- 


§ 22 

Antragstellung 
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zeichnet und die Beweisurkunden vorlegt, wenn der 
Antrag nach Absatz 1 Satz 2 von einem anderen ge- 
stellt wird. 

(5) Zweitkindergeld wird für ein Kind, das das 
18. Lebensjahr vollendet hat, nur weitergewährt, 
wenn der Berechtigte anzeigt, daß die Voraussetzun- 
gen des § 8 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 Satz 2 des Kindergeldgesetzes vorliegen. Ab- 
satz 1 Satz 2 und die Absätze 2 bis 4 gelten ent- 
sprechend. 

§ 23 

Bescheinigungen über Jahreseinkommen 

(1) Ist der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte für das Berechnungsjahr zur 
Einkommensteuer veranlagt worden, so hat der Be- 
rechtigte mit dem Antrag auf Zweitkindergeld den 
Einkommensteuerbescheid vorzulegen. 

(2) Ist der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte für das Berechnungsjahr zur 
Einkommensteuer zu veranlagen, eine Veranlagung 
jedoch noch nicht durchgeführt worden, so hat der 
Berechtigte dem Antrag auf Zweitkindergeld, sofern 
eine Einkommensteuererklärung von ihm oder sei- 
nem Ehegatten abgegeben worden ist, eine Abschrift 
dieser Erklärung, andernfalls eine vorläufige Er- 
klärung über das von ihm oder seinem Ehegatten 
erzielte Jahreseinkommen beizufügen. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Absätze 1 
und 2 nicht vor, so hat der Berechtigte dem Antrag 
auf Zweitkindergeld eine Erklärung beizufügen, daß 
für das Berechnungsjahr mit seiner Veranlagung 
oder im Falle des § 1 Abs. 2 mit der Veranlagung 
seines Ehegatten zur Einkommensteuer nicht zu 
rechnen ist. 

(4) War der Berechtigte oder im Falle des § 1 
Abs. 2 sein Ehegatte im Berechnungsjahr nicht zur 
Einkommensteuer veranlagter Arbeinehmer, so sind 
dem Antrag auf Zweitkindergeld Bescheinigungen 
der Arbeitgeber über den im Berechnungsjahr be- 
zogenen steuerpflichtigen Arbeitslohn und den auf 
der Lohnsteuerkarte eingetragenen steuerfreien 
Jahresbetrag sowie den Jahreshinzurechnungsbetrag 
beizufügen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, auf 
Verlangen des Berechtigten Bescheinigungen nach 
Satz 1 auszustellen und dazu den Vordruck der Kin- 
dergeldkasse zu verwenden. 

(5) Die Außenstelle kann verlangen, daß der Be- 
rechtigte die in den Absätzen 1 bis 4 bezeichneten 
Bescheide, Erklärungen und Bescheinigungen vor- 
legt, wenn der Antrag nach § 22 Abs. 1 Satz 2 von 
einem anderen gestellt wird. 

§ 24 

Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftspflicht 

(1) Die Dienststellen der Bundesanstalt können 
Ermittlungen jeder Art mit Ausschluß eidlicher Ver- 
nehmungen anstellen, soweit sie zur Entscheidung 
über den Antrag erforderlich sind. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 23 

Bescheinigungen über Jahreseinkommen 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht vor, so hat der Berechtigte zu erklären, ob er 
oder für den Fall des § 1 Abs. 2 sein Ehegatte für 
ein früheres als das laufende Kalenderjahr eine Ein- 
kommensteuererklärung abgegeben oder abzugeben 
hat. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 24 

Ermittlungen, Amtshilfe, Auskunftspflicht 

(1) Die Dienststellen der Bundesanstalt können 
die Ermittlungen anstellen, die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlich sind; eidliche Verneh- 
mungen sind ausgeschlossen. 
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(2) Behörden und Träger der Sozialversicherung 
haben den Dienststellen der Bundesanstalt Amts- 
hilfe zu leisten und ihnen die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind. Die Finanzbehörden haben den Dienststellen 
der Bundesanstalt auf Anfrage insbesondere mitzu- 
teilen, 

1. ob für einen Berechtigten oder seinen 
Ehegatten eine Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer erfolgt ist, 

2. ob der von einem Berechtigten vorgelegte 
Einkommensteuerbescheid der letzte ist, 

3. ob und in welcher Höhe für einen Berech- 
tigten oder seinen Ehegatten bei einem 
vom Finanzamt durchgeführten Lohn- 
steuer-Jahresausgleich ein steuerfreier 
Jahresbetrag ohne vorherige Eintragung 
auf der Lohnsteuerkarte berücksichtigt 
worden ist. 


(3) Personen, zu denen ein Kind in einem Kind- 
schaftsverhältnis der in § 2 Abs. 1 des Kindergeld- 
gesetzes bezeichneten Art steht, und ihre Arbeit- 
geber sind verpflichtet, den Dienststellen der Bun- 
desanstalt auf Verlangen alle Auskünfte zu erteilen 
und alle Beweisurkunden vorzulegen, die zur Nach- 
prüfung des Antrages erforderlich sind. 


§ 25 

Entscheidung über den Antrag 

Uber den Antrag entscheidet der Direktor des 
Arbeitsamtes als Leiter der Außenstelle. Die Kinder- 
geldkasse kann die Entscheidung für bestimmte Be- 
zirke oder Gruppen von Berechtigten einer anderen 
Dienststelle der Bundesanstalt übertragen. 

§ 26 

Auszahlung des Zweitkindergeldes 

(1) Die Kindergeldkasse hat zu bestimmen, ob 
das Zweitkindergeld monatlich, zweimonatlich oder 
dreimonatlich nachträglich oder im voraus ausge- 
zahlt wird. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Behörden und Träger der Sozialversicherung 
haben den Dienststellen der Bundesanstalt Amts- 
hilfe zu leisten und ihnen die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlich 
sind. Die Finanzbehörden haben den Dienststellen 
der Bundesanstalt auf Anfrage insbesondere mitzu- 
teilen, 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. ob bei Personen, die eine Einkommen- 
steuererklärung abgegeben haben, deren 
zu versteuernder Einkommensbetrag aber 
nicht ermittelt wird, der — notfalls schät- 
zungsweise — errechnete zu versteuernde 
Einkommensbetrag unter Hinzurechnung 
der in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genann- 
ten Beträge die in § 1 Abs. 1 vorgesehene 
Einkommensgrenze nicht überstiegen hat. 

(3) Personen, zu denen ein Kind in einem Kind- 
schaftsverhältnis der in § 2 Abs. 1 des Kindergeld- 
gesetzes bezeichneten Art steht, und ihre Arbeit- 
geber sind verpflichtet, den Dienststellen der Bun- 
desanstalt auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen 
und die Beweisurkunden vorzulegen, die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlich sind. 


§ 25 

Entscheidung über den Antrag 

über den Antrag entscheidet der Direktor des Ar- 
beitsamtes als Leiter der Außenstelle. Der Vorstand 
der Kindergeldkasse kann die Entscheidung für be- 
stimmte Bezirke oder Gruppen von Berechtigten 
einer anderen Dienststelle der Bundesanstalt über- 
tragen. 

§ 26 

Auszahlung des Zweitkindergeldes 

(1) Das Zweitkindergeld kann monatlich, zwei- 
monatlich oder dreimonatlich nachträglich oder im 
voraus ausgezahlt werden. Zweitkindergeld wird 
den in § 2 Abs. 2 genannten Personen, die für das 
Berechnungsjahr noch nicht zur Einkommensteuer 
veranlagt sind, nachträglich ausgezahlt, sobald durch 
Vorlage eines Einkommensteuerbescheides oder 
eine Mitteilung nach § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 nach- 
gewiesen wird, daß das Jahreseinkommen die 
Grenze des § 1 Abs. 1 nicht überstiegen hat. 
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(2) Die Auszahlung erfolgt im Wege der Zustel- 
lung durch die Post. Die Kindergeldkasse kann eine 
andere geeignete Art der Auszahlung bestimmen. 
Auf Verlangen des Berechtigten wird das Zweitkin- 
dergeld auf ein Konto überwiesen. 


(3) Bei der Auszahlung sind auf Deutsche Pfennig 
lautende Beträge auf Deutsche Mark abzurunden, 
und zwar unter 50 Deutsche Pfennig nach unten, 
sonst nach oben. 

§ 27 

V eränderungsanzeige 

Der Berechtigte ist verpflichtet, der Außenstelle 
jede Veränderung in seinen Verhältnissen und den 
Verhältnissen seiner Kinder und anderer Personen, 
die den Anspruch auf Zweitkindergeld beeinflussen 
kann, unverzüglich anzuzeigen. 


§ 28 

Entziehung 

Das Zweitkindergeld wird von Amts wegen ent- 
zogen, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nicht 
Vorgelegen haben oder weggefallen sind. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Die Auszahlung erfolgt im Wege der Zustel- 
lung durch die Post. Der Verwaltungsrat der Kin- 
dergeldkasse kann eine andere geeignete Art der 
Auszahlung bestimmen. Auf Verlangen des Berech- 
tigten wird das Zweitkindergeld auf ein Konto 
überwiesen. Das Zweitkindergeld für Arbeitnehmer, 
die ihren Wohnsitz außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes haben, kann ihren Arbeitgebern 
überwiesen werden; die Arbeitgeber sind verpflich- 
tet, das Zweitkindergeld unverzüglich den Arbeit- 
nehmern auszuzahlen. 

(3) unverändert 


§ 27 

V eränderungsanzeige, 

Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen 

( 1 ) Der Berechtigte ist verpflichtet, der Außen- 
stelle eine Änderung in seinen Verhältnissen und 
den Verhältnissen seiner Kinder und anderer Per- 
sonen, die für den Anspruch auf Zweitkindergeld 
von Bedeutung ist, unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Auf Aufforderung der Außenstelle hat der 
Berechtigte das Fortbestehen der Anspruchsvoraus- 
setzungen bis zu einem in der Aufforderung benann- 
ten Zeitpunkt nachzuweisen. Für eine allgemeine 
jährliche Überprüfung des Fortbestehens der An- 
spruchsvoraussetzungen kann eine solche Aufforde- 
rung durch Bekanntgabe im Bundesanzeiger und in 
den Tageszeitungen erfolgen. Für den Nachweis 
gelten die §§ 22 und 23 entsprechend. Wird der 
Aufforderung nicht Folge geleistet, so kann die 
Zahlung des Zweitkindergeldes vorläufig einge- 
stellt werden. 

§ 28 

Entziehung 

Das Zweitkindergeld wird von Amts wegen ent- 
zogen, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nicht 
Vorgelegen haben, weggefallen sind oder die Zah- 
lung des Zweitkindergeldes nach § 27 Abs. 2 seit 
wenigstens drei Monaten eingestellt ist. 


§ 29 

Rückforderung 

(1) Zu Unrecht geleistetes Zweitkindergeld ist 
vom Empfänger zurückzufordern. Auf die Rückfor- 
derung soll verzichtet werden, wenn der Empfänger 
weder die Gewährung durch falsche oder unvoll- 
ständige Angaben oder durch Unterlassen einer An- 
zeige nach § 27 vorsätzlich oder fahrlässig herbeige- 
führt hat noch wußte oder wissen mußte, daß ein 
Anspruch auf Zweitkindergeld nicht oder nicht in 
der geleisteten Höhe bestand. Das gilt nicht, wenn 
Zweitkindergeld nach § 8 dieses Gesetzes in Ver- 


§ 29 

Rückforderung 

(1) Zu Unrecht geleistetes Zweitkindergeld ist 
vom Empfänger zurückzufordern. Auf die Rückfor- 
derung ist zu verzichten, wenn der Empfänger we- 
der die Gewährung durch falsche oder unvollstän- 
dige Angaben oder durch Unterlassen einer Anzeige 
nach § 27 Abs. 1 vorsätzlich oder grobfahrlässig her- 
beigeführt hat noch wußte oder wissen mußte, daß 
ein Anspruch auf Zweitkindergeld nicht bestand. Das 
gilt nicht, wenn Zweitkindergeld nach § 8 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des Kinder- 
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Bindung mit § 4 Abs. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes oder unter Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt worden ist. 

(2) Hat der nach Absatz 1 Rückzahlungspflichtige 
für das zweite Kind Anspruch auf 

1. Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, 

2. Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, 

3. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder sonstige Leistungen für 
Kinder auf Grund eines der in den Fällen 
des § 3 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält- 
nisse oder nach § 4, 

4. Leistungen für Kinder gegen einen der in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 6 des Kindergeldgesetzes . 
genannten Arbeitgeber, 

5. eine der in § 3 Abs. 2 Nr. 8 des Kinder- 
geldgesetzes genannten Leistungen für 
Kinder, 

6. Familienzusdilag nach dem Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, 

7. Kinderzuschlag nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, 

so kann die Außenstelle durch schriftliche Anzeige 
an den Leistungspflichtigen bewirken, daß diese An- 
sprüche in der Höhe auf die Kindergeldkasse über- 
gehen, in der diese Zweitkindergeld gewährt hat. 
Der Übergang beschränkt sich auf den Anspruch, 
der dem Rückzahlungspflichtigen für die Zeit zu- 
steht, für die ihm Zweitkindergeld zu Unrecht ge- 
währt worden ist. Hat der Rückzahlungspflichtige 
den unrechtmäßigen Bezug des Zweitkindergeldes 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so 
geht auch der Anspruch auf die Hälfte der laufenden 
Leistungen für das zweite Kind auf die Kindergeld- 
kasse über. 

(3) § 5 Abs. 4 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gilt entsprechend. 

(4) Die für Rückforderungen nach § 185 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung geltenden Bestimmungen über die Nieder- 
schlagung von Rückforderungen und die Einstellung 
des Einziehungsverfahrens sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 30 

Bescheid 

(1) Wird der Antrag auf Zweitkindergeld abge- 
lehnt oder das Zweitkindergeld entzogen, so ist ein 
schriftlicher Bescheid mit Begründung zu erteilen. 
Dabei sind der Rechtsbehelf, die Stelle, bei der der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, und deren Sitz sowie 
die dabei einzuhaltende Frist anzugeben. 

(2) Von der Erteilung eines Bescheides kann ab- 
gesehen werden, wenn 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

geldergänzungsgesetzes oder unter Vorbehalt der 
Rückforderung gewährt worden ist. 

(2) Hat der nach Absatz 1 Rückzahlungspflichtige 
für das zweite Kind Anspruch auf 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder sonstige Leistungen für 
Kinder auf Grund eines der in den Fällen 
des § 3 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält- 
nisse oder nach § 4 Abs. 1 bis 3, 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

so kann die Außenstelle durch schriftliche Anzeige 
an den Leistungspflichtigen bewirken, daß diese An- 
sprüche in der Höhe auf die Kindergeldkasse über- 
gehen, in der diese Zweitkindergeld gewährt hat. 
Der Übergang beschränkt sich auf den Anspruch, 
der dem Rückzahlungspflichtigen für die Zeit zu- 
steht, für die ihm Zweitkindergeld zu Unrecht ge- 
währt worden ist. Hat der Rückzahlungspflichtige 
den unrechtmäßigen Bezug des Zweitkindergeldes 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt, so 
geht auch der Anspruch auf die Hälfte der laufenden 
Leistungen für das zweite Kind auf die Kindergeld- 
kasse über. 

(3) unverändert 

(4) u n V e r .ä n d e r t 


§ 30 

unverändert 
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1. der Berechtigte die Beendigung der Schul- 
oder Berufsausbildung eines Kindes, das 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, anzeigt, 

2. das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, 
ohne daß eine Anzeige nach § 22 Abs. 5 
erfolgt ist. 


§ 31 § 31 

Rechtsweg unverändert 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angele- 
genheiten dieses Gesetzes ist der Sozialrechtsweg 
gegeben. Die Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes 
gelten mit der Maßgabe, daß 

1. in allen Angelegenheiten des Zweitkindergeld- 
rechts unbeschadet des § 81 des Sozialgerichts- 
gesetzes ein Vorverfahren stattfindet, 

2. den Widerspruchsbescheid, wenn dem Wider- 
spruch nicht abgeholfen wird, die von dem 
Verwaltungsrat bestimmte Stelle erläßt, 

3. die Berufung nicht zulässig ist, soweit sie nur 
Beginn oder Ende des Anspruchs auf Zweit- 
kindergeld oder nur das Zweitkindergeld für 
bereits abgelaufene Zeiträume betrifft. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 32 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, das ihm als Mit- 
glied eines Organs der Kindergeldkasse oder als 
Beschäftigtem der Bundesanstalt bei seiner Tätig- 
keit auf Grund dieses Gesetzes bekanntgeworden 
ist, unbefugt offenbart oder verwertet, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem anderen einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 
§ 32 

unverändert 


§ 33 § 33 

Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig fahrlässig 

1. entgegen § 22 Abs. 4 Tatsachen nicht an- 1. unverändert 

gibt, Beweismittel nicht bezeichnet oder 
Beweisurkunden nicht vorlegt, 
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2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


2. entgegen § 23 Abs. 4 Satz 2 eine Bescheini- 
gung nicht, nicht richtig oder nicht voll- 
ständig ausstellt, 

3. entgegen § 23 Abs, 5 einen Bescheid oder 
eine Bescheinigung nicht vorlegt oder eine 
Erklärung nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig abgibt, 

4. entgegen § 24 Abs. 3 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder eine Beweisurkunde nicht vorlegt, 

5. die in § 27 vorgeschriebene Veränderungs- 
anzeige nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht unverzüglich erstattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

(3) Geldbußen werden wie Gemeindeabgaben 
beigetrieben. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 
und 5 kann die Geldbuße durch Abzug von jeweils 
höchstens der Hälfte des laufenden Zweitkindergel- 
des zurückbehalten werden. 

(4) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 

(5) Die Hauptstelle oder die von ihr bestimmte 
andere Stelle der Kindergeldkasse ist Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten. Sie entscheidet auch über die 
Abänderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, 
gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 

§ 34 

Verletzung von Aufsichtspflichten 

Wird in einem Betriebe eine durch die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung begangen, so kann gegen den Arbeitgeber 
und falls dieser eine juristische Person oder eine 
Personengesellschaft des Handelsrechtes ist, auch 
gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn der Arbeitgeber oder der zur gesetzlichen 
Vertretung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig 
seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 


5. die in § 27 Abs. 1 vorgeschriebene Ver- 
änderungsanzeige nicht richtig, nicht voll- 
ständig oder nicht unverzüglich erstattet. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


§ 34 

Verletzung von Aufsichtspflichten 

Begeht jemand in einem Betriebe eine nach § 33 
mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Arbeitgeber oder seinen gesetzlichen Vertreter 
oder, falls der Arbeitgeber eine juristische Person 
oder eine Personengesellschaft des Handelsrechts 
ist, gegen ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organs der juristischen Person oder 
gegen ein vertretimgsberechtigtes Mitglied der Per- 
sonengesellschaft eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichts- 
pflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf be- 
ruht. 


§ 34 a 

Haftung für gesetzliche Vertreter 

Begeht ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organs einer juristischen Person 
oder ein vertretungsberechtigtes Mitglied einer Per- 
sonengesellschait des Handelsrechts eine Ordnungs- 
widrigkeit nach §§ 33 oder 34, so kann eine Geld- 
buße nach diesen Vorschriften auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personengesellschaft fest- 
gesetzt werden. 
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§ 35 

Gemeinsame Vorschriiten 

§§ 221 und 222 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung gelten entspre- 
chend. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 36 

Rückwirkende Gewährung des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld und die Leistungen nach § 4 
werden für die Zeit vom 1. April 1961 ab gewährt, 
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1961 ge- 
stellt worden ist. Berechnungsjahr ist für das Jahr 
1961 abweichend von § 2 Abs. 4 Satz 1 das Jahr 1960. 

§ 37 

Verfahren während der Übergangszeit 

Für die Gewährung von Zweitkindergeld auf An- 
träge, die bis zum 31. Dezember 1961 gestellt wer- 
den, genügt es, daß die den Anspruch begründenden 
Tatsachen glaubhaft gemacht sind. Als Mittel der 
Glaubhaftmachung können auch eidesstattliche Ver- 
sicherungen zugelassen werden. Die Dienststellen 
der Bundesanstalt sind für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen zuständig; sie gelten als Be- 
hörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs. Sind 
die den Anspruch begründenden Tatsachen nach 
Satz 1 nur glaubhaft gemacht, so wird das Zweit- 
kindergeld unter dem Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt. 

§ 38 

Ubergangsregelung für den Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat ist auch vor der ersten 
Berufung der in § 10 Abs. 3 Satz 1 genannten drei 
weiteren Mitglieder beschlußfähig. 

(2) Bis zum Erlaß von Bestimmungen nach § 26 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 durch den Verwaltungsrat 
werden Art und Zeitpunkt der Auszahlung durch 
den Präsidenten der Bundesanstalt geregelt. 

§ 39 

Verwaltungskosten 

Bis zum Erlaß einer Rechtsverordnung nach §15 
hat die Kindergeldkasse der Bundesanstalt die aus 
der Durchführung dieses Gesetzes entstehenden tat- 
sächlichen Verwaltungskosten zu erstatten. Mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung und des Bundesministers der Finanzen 
kann eine Pauschalierung vereinbart werden. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

§ 35 

entfällt 


SECHSTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 36 

Rückwirkende Gewährung des Zweitkindergeldes 

Das Zweitkindergeld und die Leistungen nach § 4 
werden für die Zeit vom 1. April 1961 ab gewährt, 
wenn der Antrag bis zum 30. Juni 1962 gestellt 
worden ist. Berechnungsjahr ist für das Jahr 1961 
abweichend von § 2 Abs. 4 Satz 1 das Jahr 1960. 

§ 37 

Verfahren während der Übergangszeit 

Für die Gewährung von Zweitkindergeld auf An- 
träge, die bis zum 30. Juni 1962 gestellt werden, 
genügt es, daß die den Anspruch begründenden 
Tatsachen glaubhaft gemacht sind. Als Mittel der 
Glaubhaftmachung können auch eidesstattliche Ver- 
sicherungen zugelassen werden. Die Dienststellen 
der Bundesanstalt »sind für die Abnahme eidesstatt- 
licher Versicherungen zuständig; sie gelten als Be- 
hörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs. Sind 
die den Anspruch begründenden Tatsachen nach 
Satz 1 nur glaubhaft gemacht, so ward das Zweit- 
kindergeld unter dem Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt. 

§ 38 

Ubergangsregelung für den Verwaltungsrat 

( 1 ) unverändert 

Absatz 2 entfällt 


§ 39 

entfällt 
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§ 40 

Änderung der Reidisversidierungsordnung 

Die Reidisversidierungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 559 b Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Kinderzulage ist für das zweite Kind min- 
destens in Höhe von 25 Deutsche Mark, für das 
dritte und jedes weitere Kind mindestens in 
Höhe von 40 Deutsche Mark monatlich zu zahlen; 
bei der Feststellung, ob ein Kind zweites oder 
weiteres Kind ist, zählen nur Kinder, für die 
nach den Absätzen 1 oder 3 ein Anspruch auf 
Kinderzulage besteht." 

2. Hinter § 1541 a wird folgender neuer § 1541 b 
eingefügt: 

„§ 1541b 

(1) Gewährt ein Träger der landwirtschafU 
liehen Unfallversicherung Kinderzulage für ein 
zweites Kind und übersteigt diese den sich aus 
§ 559 b Abs. 1 ergebenden Betrag monatlich um 
mehr als fünf Deutsche Mark, so hat die Kinder- 
geldkasse ihm den Unterschiedsbetrag zu erstat- 
ten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates eine 
Pauschalberechnung der zu erstattenden Beträge 
voTzuschreiben und die Zahlung von Vorschüs- 
sen vorzusehen sowie das Erstattungsverfahren 
zu regeln." 

§ 41 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung in der Fassung vom 3. April 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert 
durch das Dritte Änderungsgesetz zum AVAVG 
vom 28. Oktober 1960 (iBundesgesetzbl. I S. 833), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 89 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld für 
den Angehörigen nach dem Kindergeldgesetz, 
nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes, nach § 1 Abs. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes oder nach dem Kindergeld- 
kassengesetz, so ruht der Anspruch auf Familien- 
zuschlag, soweit der wöchentliche Familienzu- 
schlag den Teil des Kindergeldes nicht über- 
steigt, der auf eine Woche entfällt. Das gleiche 
gilt, wenn ein Anspruch auf Kindergeld für den 
Angehörigen lediglich deshalb nicht besteht, weil 
die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 und 4 des 
Kindergeldgesetzes oder des § 3 des Kindergeld- 
kassengesetzes vorliegen." 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 
§ 40 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


§ 41 

Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

(1) Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beislosenversicherung in der Fassung vom 3. Aprd] 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung sozialrechtlicher 
Vorschriften vom 25. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 89 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld für 
den Angehörigen nach dem Kindergeldgesetz, 
nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes, nach § 1 Abs. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes oder nach dem Kindergeld- 
kassengesetz, so ruht der Anspruch auf Fanuilien- 
zuschlag, soweit der wöchentliche FamiMenzu- 
schlag den Teil des Kindergeldes nicht über- 
steigt, der auf eine Woche entfällt. Das gleiche 
gilt, wenn ein Anspruch auf Kindergeld für den 
Angehörigen deshalb nicht besteht, weil die Vor- 
auss^etzungen des § 3 Abs, 2 und 4 des Kinder- 
geldgesetzes oder des § 3 des Kindergeldkassen- 
gesetzes vorliegen," 
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2. § 90 Abs. 10 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich; besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 
auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 

3. Die Anlage zu § 121 Abs. 2 wird durch die die- 
sem Gesetz beigefügte Anlage zu § 121 Abs. 2 
ersetzt. 

4. In § 127 Abs. 2 Satz 2 wird die Zahl „6" durch 
die Zahl „9", die Zahl „12" durch die Zahl „18" 
und die Zahl „18" durch die Zahl „24" ersetzt. 

5. § 148 Abs. 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Familienzuschlag beträgt 9 Deutsche Mark 
wöchentlich; besteht nach § 89 Abs. 5 Anspruch 
auf einen Teilbetrag des Familienzuschlages, so 
ist er auf volle Deutsche Mark abzurunden." 


(2) Absatz 1 Nr. 3 und 4 ist mit Beginn des Zah- 
lungszeitraumes anzuwenden, der nach Inkrafttreten 
dieser Vorschrift beginnt. 


§ 42 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

§ 6 Abs. 2 des Kindergeldanpassungsgesetzes vom 
7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) Bei der Gewährung von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe 
gelten nicht als eigene Mittel oder als Einkommen 

1. das Kindergeld nach dem Kindergeldge- 
setz, dem Kindergeldergänzungsgesetz, 
dem Kindergeldkassengesetz oder diesem 
Gesetz, 


Beschlüssie des 20. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. In § 149 Abs. 3 Satz 1 wird die Zahl „9" vor den 
Worten „Deutsche Mark" durch die Zahl „12" er- 
setzt. 

(2) unverändert 


§ 41a 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 des Kindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung sozialrecht- 
licher Vorschriften vom 25. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 465), erhält folgende Fassung: 

„Das Kindergeld wird vom Beginn des Monats an 
gewährt, in dem die Voraussetzungen erfüllt sind, 
jedoch nicht für einen Zeitraum, der mehr als sechs 
Monate vor dem Monat liegt, in dem der Antrag auf 
Kindergeld eingegangen ist." 

§ 42 

u n V e r ä n d le r t 
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2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder der Kinderzu- 
schuß aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen für das zweite Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kinder- 
geldkassengesetz, für das dritte und je- 
des weitere Kind bis zur Höhe des Kin- 
dergeldes nach dem Kindergeldgesetz." 


§ 43 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 33 b Abs. 4 Satz 1 des Bundesversorgungsgeset- 
zes in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes 
vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 453) erhält 
folgende Fassung: 


„Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetzlichen 
Kindergeldes zu zahlen, das für das dritte und 
jedes weitere Kind vorgesehen ist." 

§ 44 

Rechtsverordnungen 

Die Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 3 und 
Abs. 5 Satz 4, § 15 Satz 2 und § 8 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 34 Abs. 3 und 4 des Kinder- 
geldgesetzes bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 


§ 42 a 

Änderung 

des Kindergeldergänzungsgesetzes 

§ 2 Abs. 2 des Kindergeldergänzungsgesetzes vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 16. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 153), erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 
besteht ferner nicht, 

1. soweit für das Kind ein Anspruch besteht 
auf 

a) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder dem Dritten Abschnitt des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes oder 

b) Kinderzuschlag oder Kindergeld nach 
dem Bundesversorgungsgesetz oder 

c) Leistungen nach § 8 dieses Gesetzes, 

2. wenn das Kind zuschlagsberechtigt zur Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz ist. 

Dies gilt auch, wenn die vorbezeichneten Leistungen 
als Kannleistungen oder Härteausgleich bewilligt 
werden." 

§ 43 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

§ 33 b Abs. 4 Satz 1 des Bundesversorgunggeset- 
zes in der Fassung des Ersten Neuordnungsgesetzes 
vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 453), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Ersten Neuordnungsgesetzes vom 
20. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 443), erhält fol- 
gende Fassung: 

„Der Kinderzuschlag ist in Höhe des gesetzlichen 

Kindergeldes zu zahlen, das für das dritte und 

jedes weitere Kind vorgesehen ist." 

§ 44 

Rechtsverordnungen 

Die Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 3 und 
§ 8 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 34 Abs. 3 
und 4 des Kindergeldgesetzes bedürfen nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 
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Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 45 § 45 

Geltung im Land Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 46 § 46 

Inkrafttreten unverändert 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von § 41 
am Tage nach seiner Verkündung in Kraft, 

(2) § 41 tritt mit Beginn des vierten Monats, der 
auf die Verkündung folgt, in Kraft. 
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Anlage zu § 41 Abs. 1 Nr. 3 

„Anlage zu § 121 Abs. 2 

(Kurzarbeitergeld) 


Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeld in Vomhundert- 
sätzen des Unterschiedsbetrages nai 
§ 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe 

von bis 

DM 

I 

II 

III 

IV 

32,00— 35,99 

85 

90 

90 

90 

36,00— 39.99 

83 

90 

90 

90 

40,00— 43,99 

77 

90 

90 

90 

44,00— 47,99 

76 

90 

90 

90 

48,00— 51,99 

74 

90 

90 

90 

52,00— 55,99 

72 

89 

89 

89 

56,00— 59,99 

71 

89 

89 

89 

60,00— 63,99 

69 

89 

89 

89 

64,00— 67,99 

67 

89 

89 

89 

68,00— 71,99 

66 

89 

89 

89 

72,00— 75,99 

64 

89 

89 

89 

76,00— 79,99 

63 

88 

89 

89 

80,00— 83,99 

61 

86 

89 

89 

84,00— 87,99 

59 

83 

89 

89 

88,00— 91,99 

57 

80 

89 

89 

92,00— 95,99 

56 

78 

88 

89 

96,00— 99,99 

56 

76 

87 

88 

100,00—103,99 

54 

74 

85 

85 

104,00—107,99 

53 

72 

83 

83 

108,00—111,99 

53 

71 

80 

80 

112,00—115,99 

52 

70 

79 

79 

116,00—119,99 

52 

69 

78 

78 

120,00—123,99 

52 

68 

78 

78 

124,00—127,99 

52 

67 

78 

78 

128,00—131,99 

52 

67 

78 

78 

132,00—135,99 

52 

66 

78 

78 

136,00—139,99 

51 

65 

78 

78 

140,00-143,99 

51 

65 

78 

78 

144,00—147,99 

51 

64 

78 

78 

148,00—151,99 

51 

64 

77 

78 

152,00—155,99 

50 

63 

76 

78 

156,00—159,99 

50 

63 

75 

78 

160,00—163,99 

50 

62 

75 

78 

164,00—167,99 

50 

62 

74 

78 

168,00—171,99 

50 

61 

73 

77 

172,00—175,99 

49 

61 

72 

77 


s 20. Ausschusses 
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Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Vollohn (brutto) 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 


Kurzarbeitergeld in Vomhundert- 
sätzen des Unterschiedsbetrages nach 
§ 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe 


von bis 

DM 

I 

II 

! 

III 

IV 

176,00—179,99 

49 

61 

72 

77 

180,00—183,99 

49 

60 

71 

77 

184,00—187,99 

49 

60 

70 

77 

188,00—191,99 

49 

59 

70 

77 

192,00—195,99 

49 

59 

69 

76 

196,00—199,99 

49 

58 

69 

75 

200,00—203,99 

49 

58 

68 

75 

204,00—207,99 

48 

58 

68 

74 

208,00—211,99 

48 

58 

67 

74 

212,00—215,99 

48 

57 

67 

73 

216,00—219,99 

48 

57 

66 

72 

220,00—223,99 

48 

57 

66 

72 

224,00—227,99 

48 

56 

65 

71 

228,00—231,99 

48 

56 

65 

71 

232,00—235,99 

47 

56 

64 

70 

236,00—239,99 

47 

56 

64 

70 

240,00—243,99 

47 

55 

64 

69 

244,00—247,99 

47 

55 

63 

69 

248,00—251,99 

47 

55 

63 

68 

252,00—255,99 

47 

55 

63 

68 

256,00—259,99 

47 

55 

62 

67 

260,00—263,99 

47 

54 

62 

67 

264,00—267,99 

47 

54 

62 

67 

268,00—271,99 

47 

54 

62 

67 

272,00—275,99 

47 

54 

61 

66 

276,00—279,99 

46 

53 

61 

65 

280,00—283,99 

46 

53 

60 

65 

284,00—287,99 

46 

53 

60 

65 

288,00—291,99 

46 

53 

60 

64 

292,00—295,99 

46 

53 

60 

64 

296,00—299,99 

46 

52 

59 

64 

300,00—303,99 

46 

52 

59 

63 

304,00—307,99 

46 

52 

59 

63 

308,00—311,99 

46 

52 

58 

63 

312,00—315,99 

46 

52 

58 

62 

316,00—319,99 

46 

52 

58 

62 

320,00—323,99 

46 

52 

58 

62 

324,00—327,99 

46 

52 

58 

62 

328,00—331,99 

46 

51 

57 

61 
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Beschlüsse des 20. 


Vollohn (brutto 
nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 


Kurzarbeitergeld in Vomhundert- 
sätzen des Unterschiedsbetrages nach 
§ 121 Abs. 1 in Leistungsgruppe 


von bis 

DM 

I 

II 

III 

IV 

332,00—335,99 

45 

51 

57 

61 

336,00—339,99 

45 

51 

57 

61 

340,00—343,99 

45 

51 

56 

60 

344,00—347,99 

45 

51 

56 

60 

348,00—351,99 

45 

50 

56 

60 

352,00—355,99 

45 

50 

55 

59 

356,00—359,99 

44 

49 

55 

59 

360,00—363,99 

44 

49 

54 

58 

364,00—367,99 

43 

48 

54 

57 

368,00—371,99 

43 

48 

53 

57 

372,00—375,99 

42 

47 

53 

56 

376,00—379,99 

42 

47 

52 

56 

380,00—383,99 

41 

46 

52 

55 

384,00-387,99 

41 

46 

51 

54 

388,00 und mehr 

40 

45 

50 

54" 


Ausschusses 
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